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Einleitung. 



Das in den verschiedenen staatlichen Territorien geltende Ehereeht 
ist seinem Inhalt nach kein gleichartiges. Dies hängt nicht mit dem 
Wesen des Instituts der Ehe zusammen, Beweis dessen der Umstand, 
daß das Eherecht während des Mittelalters bis in die neuere Zeit in: den 
christlichen Staaten ein einheitliches war. x\usgehend von der dogma- 
tischen Auffassung der Ehe hat die Kirche die Ehegesetzgebung aus- 
schließlich für sich in Anspruch genommen und sie, dem dogmatischen 
Charakter der Ehe entsprechend, für alle christlichen Völker einheitlich 
gestaltet. 

Diese Einheitlichkeit und Universalität der Ehegesetzgebung dauert 
bis in das sechzehnte Jahrhundert hinein. Die von dem kirchlichen 
Dogma abweichende protestantische Auffassung der Ehe führte dahiifc 
daß in den protestantischen Ländern für die Ehe in prinzipiellen 
Punkten andere Rechtssätze zur Geltung gelangten. Schon damals trat 
der tiefgreifende Unterschied in der rechtlichen Behandlung der Ehe 
hervor, daß diese in den katholischen Ländern eine untrennbare, in den 
protestantischen Ländern eine trennbare war. 

Als dann die Staaten, ausgehend davon, daß die Ehe unbeschadet 
ihres religiösen Charakters auch ein bürgerliches Institut von der aller- 
größten Bedeutung sei, die Ehegesetzgebung für sich in Anspruch 
nahmen, mußte dies zu weiteren rechtlichen Verschiedenheiten des in den 
einzelnen Territorien geltenden Eherechts führen. Ganz besonders war 
dies der Fall, seitdem nach dem Vorgange des code Napoleon die Gesetz- 
gebung vieler Staaten das Eherecht ohne Rücksicht auf die verschie- 
denen konfessionellen Auffassungen der Ehe für alle Angehörigen 
des Staates einheitlich und selbständig nach ethisch-praktischen Gesichts- 
punkten gestaltete, die Ehe bald durchaus für untrennbar, bald durchaus 
für trennbar erklärte. 

Alle diese territorialen Verschiedenheiten des Eherechtes führen zu 
keinen Kollisionen solange es sich nur um Ehen handelt, die auf dem 
Territorium, auf dem sie geschlossen werden, sich ausleben und ihr Ende 
erreichen, da diese von Anfang bis zu Ende nach dem Rechte diese» 
Territoriums behandelt werden. Für diese Ehen ist es ganz gleichgültig, 
daß jenseits der Grenze ein anderes Eherecht gilt, daß dort Ehen ge- 
schlossen werden können, die hierlands unstatthaft sind, daß dort Ehen 
trennbar sind, die hierlands untrennbar sind. 

Dies ändert sich im Laufe der Zeit infolge der Erleichterung des 
Verkehrs und der dadurch herbeigeführten Steigerung desselben. Zwar 
wird die Ehe dadurch kein Verkehrsinstitut, allein der durch deti 
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Verkehr herbeigeführte häufige Domizilwechsel, die dadurch bewirkte 
Durchsetzung der heimischen Bevölkerung durch Fremde, bringt es mit 
sich, daß jetzt Ehen von Ausländern oder mit Ausländern, die früher nur 
als vereinzelte Ausnahmen vorkamen, immer häufiger werden, daß ferner 
Ehen, die in dem einen Staatsgebiete geschlossen wurden, in dem anderen 
fortgesetzt werden und daß dann in diesem die Frage der Ungültigkeit, 
Trennung oder Scheidung der Ehe zur Entscheidung kommt. 

Unter diesen Umständen ist es dann ganz unvermeidlich, daß die 
Verschiedenheiten im Eherechte der einzelnen Staaten zu Schwierig- 
keiten führen, die um so tiefer empfunden werden, als es sich um ein 
Ijebensverhältnis handelt, das die Grundlage der Familie ist und das 
Leben der Beteiligten nach allen Sichtungen umfaßt. Jetzt muß die 
Frage fühlbare praktische Bedeutung erlangen, nach welchem Eeeht 
ist die Eheschließung zwischen Ausländern zu behandeln? Gewiß kann 
jeder Staat kraft seiner Souveränität Ehen, die auf seinem Gebiete ge- 
schlossen werden, absolut seiner Gesetzgebung unterwerfen, sowohl was 
die Ehefähigkeit der Parteien, als die Form, der Eheschließung usw. be- 
trifft, selbstverständlich solange sie sich auf seinem Gebiete befinden. Allein 
sofort muß die Frage entstehen, ist das auch praktisch? empfiehlt es sich 
für die Ehefähigkeit des Ausländers nur das eigene Recht gelten zu lassen, 
obwohl das Becht des Staates, dem er angehört, ihm die Ehefähigkeit 
überhaupt oder wenigstens zu der in Frage stehenden konkreten Ehe ab- 
spricht, das Becht des Staates, der ja die Verhältnisse seiner Bevölkerung 
der Regel nach doch besser beurteilen wird, als der fremde. 

Solche Erwägungen haben dahin geführt, daß die meisten Staaten, 
z. B. die Ehefähigkeit, mindestens was Alter und Handlungsfähigkeit be- 
trifft, nach dem Heimatsrecht, d. h. nach dem Rechte des Staates 
beurteilen, dem jeder Eheschließende angehört; allein dies ist doch nur 
von dem Belieben des betreffenden Staates abhängig, daher auch nur so 
lange der Fall, als es» ihm gefällt. 

Das Gleiche gilt betreffs der Ungültigkeit, Trennung und Scheidung 
der Ehe. Gewiß hat jeder Staat auch in dieser Hinsicht das Recht bei 
solchen, Ausländerehen betreffenden Fragen auf seinem Gebiete nur 
sein Riecht entscheiden zu lassen. Allein auch da muß eich sofort die 
Härte und materielle Ungerechtigkeit dieser Behandlung zeigen, denn 
danach kann es geschehen, daß die Ehe, welche im Staate A als untrennbar 
geschlossen wird, im Staate B, wohin die Ehegatten übersiedelt sind, zu 
einer trennbaren wird oder umgekehrt. Ein festes Recht auf die Berück- 
sichtigung seines Rechts, sofern es sich um seine Angehörigen handelt, 
hat kein Staat dem andern gegenüber, er ist nur geschützt durch die 
Reziprozität. 

Schließlich darf noch ein Umstand nicht unerwähnt bleiben. Die 
Leichtigkeit des Verkehres und das Zunehmen des religiösen Indifferen- 
tismus bringen es mit sich, daß Ehen, die zu Hause aus religiösen Gründen 
unzulässig, im Nachbarstaate dagegen zulässig sind, in diesem von Ange- 



hörigen des ersteren mit oder ohne Wechsel der Staatsbürgerschaft 
geschlossen werden. Kehren die betreffenden dann in den ursprüng- 
lichen Heimatsstaat zurück, so kann dieser auch im Falle des Wechsels 
der Staatsbürgerschaft die Ehe deswegen für ungültig erklären, weil er 
sie als in fraudem legis geschlossen ansieht. 

Alte diese Schwierigkeiten fallen weg, wenn es jemals wieder 
gelingen sollte, eine inhaltlich einheitliche universelle Ehegesetzgebung 
herzustellen. Derzeit ist das unerreichbar; erreichbar ist aber eine Ab- 
grenzung der Anwendbarkeit des Heimatsrechtes und des Ortsrechtes 
bei Ausländerehen in Fragen, die sich auf die Eheschließung und Tren- 
nung oder Scheidung beziehen. Diese Abgrenzung kann durch inter- 
nationale völkerrechtliche Verträge erzielt werden, durch welche sich 
die einzelnen Vertragsstaaten gegenseitig verpflichten, gewisse vereinbarte 
Grundsätze auf ihren Gebieten für die Dauer der Vertragszeit zur Gel- 
tung zu bringen. 

Solche Verträge sind die beiden Konventionen, welche am 12. Juni 
1902 zwischen mehreren europäischen Staaten, darunter auch Österreich 
und Ungarn, vereinbart worden sind. 

Die eine derselben und zwar die erste führt die Bezeichnung: 
Convention pour regier les conflids de lois en mauere de mariage. Sie 
bezieht sich auf das Recht zur Eheschließung und auf die Form der 
Eheschließung. Die andere u. zw. die zweite führt die Bezeichnung: 
Convention pour regier les conflids de lois et de jurididions en 
mauere de divorce et de seperation de corps. Sie betrifft die Zulässigkeit 
der Ehetrennung und der Scheidung von Tisch und Bett, dann die 
Abgrenzung der Gerichtsbarkeit über das darauf gerichtete Begehren 1 ). 

Gleichzeitig wurde noch eine , dritte, die Vormundschaft über 
Minderjährige betreffende Konvention geschlossen, die jedoch im Fol- 
genden außer Betracht bleibt. 

Auf alle drei Konventionen bezieht sich das von der Regierung 
vorgelegte Einführungsgesetz und das zwischen der österreichischen 
und der ungarischen Regierung getroffene Übereinkommen, durch 
welches die Bestimmungen der genannten Haager Konventionen 
zwischen Österreich und Ungarn sinngemäße Anwendung erlangen sollen. 

§ 2. Die Unterfertigung der Ehekonventionen durch den 
österr.-ungar. Gesandten. 

Die Haager Ehekonventionen sind von den Bevollmächtigten der 
beteiligten Staaten unterzeichnet und mit den Siegeln derselben ver- 

*) Zu dem Inhalt beider Konventionen vgl. Actes de la troisüme eonferhtee 
de la Haye pour le droit internationale privL La Haye 1900. Die Möglichkeit der 
Benützung derselben verdanke ich der Güte des Herrn Ministerialrates Franz 
Schumacher, gew. österreichischen Delegierten bei der Haager Konferenz. Dann Reg. 
Vorl. (2800 der Beilagen zu den stenogr. Prot, des Abgeordnetenhauses XVII. Sess. 1907); 
endlieh Bericht des Justizausschusses deB Abgeordnetenhauses (2831 der Beil. zu den 
«tenogr. Protokollen des Abgeordnetenhauses XVII. Segs. 1907). 



sehen. Die Fertigung des österreichisch-ungarischen Bevollmächtigten 
lautet folgendermaßen: 

Für Österreich und für Ungarn: 

Der Gesandte Österreich- Ungarns : 
L. 8. Okolicsdnyi d'Okolicsna. 

Daraus ergibt sich, daß die (Jnterfertigung dieser Konventionen 
nicht für die österr.-ungar. Monarchie, sondern für jeden der 
beidenStaaten/ welche zusammen die Monarchie bilden, erfolgt ist. 

Der Vorgang ist korrekt. Denn die Unterzeichnung der Konven- 
tionen jwurde für jeden der beiden Staaten im Sinne des § 8 des ungar. 
XII. Gesetzartikels 1867 und des § 1 lit. a des österr. St.-G.-G. vom 
21. Dezember 1867, R.-G.-Bl. 146, durch den gemeinsamen österr.- 
ungar. Gesandten und nicht durch besondere Bevollmächtigte Österreichs 
und Ungarns vorgenommen. 1 ) Daß die Konventionen nicht für die 
Monarchie, sondern für die beiden Staaten der Monarchie unterzeichnet 
wurden, erklärt sich daraus, daß die Konventionen eine Angelegenheit 
betreffen, die im Sinne der zitierten Gesetze weder eine gemeinsame, 
noch eine nach gleichen Grundsätzen zu behandelnde ist. Infolge- 
dessen ist der Inhalt der ühegesetzgebungen in Österreich und in Ungarn 
ein verschiedener. 

Da die Konventionen für jeden der beiden Staaten unterzeichnet 
sind, werden sie von jedem der beiden Staaten ratifiziert werden. Vor- 
aussichtlich wird die ^Ratifikation in derselben Weise wie der Abschluß 
für Österreich und für Ungarn durch den gemeinsamen Gesandten 
überreicht werden. Da wir es trotzdem mit zwei Ratifikationen zu tun 
haben, kann es selbstverständlich geschehen, daß die Ratifikation z. B. 
nur von Seite eines der beiden Staaten erfolgt, von Seite des andern 
unterbleibt*). Dann wirken die Konventionen nur für den ratifizie- 
renden Staat. 

Die Konventionen sind von dem gemeinsamen Gesandten für Öster- 
reich und für Ungarn gezeichnet, nicht auch für Bosnien und die Herze- 
gowina; sie beziehen sich daher auf die Okkupationsländer nicht, da diese 
weder ein Bestandteil Österreichs noch Ungarns sind, sondern kraft der 
Berliner Kongreßakte vom 13. Juli 1873 (Art. XXV) von Österreich- 
Ungarn verwaltet werden. Allerdings können vermöge dieser Verwal- 

l ) Abweichend war bekanntlich der Vorgang hei der Brlissler Konvention vom 
5. März 1902, s. R.-G.-B. Nr. 25 ai 1903, selbe wurde unterzeichnet für Österreich- 
Ungarn von dem gemeinsamen österr.-ungar. Gesandten, dann für Österreich und für 
Ungarn von je einem besonderen Bevollmächtigten. Siehe übrigens auch schon den 
Weltpostvertrag vom 4. Juli 1891, R.-G.-B. Nr. 97 ai 1892, und die Verträge des 
Weltpostvereines vom 15. Juni 1897, R.-G.-B. Nr. 137 ai 1901, welche von besonderen 
> Bevollmächtigten Österreichs und besonderen Bevollmächtigten Ungarns gezeichnet sind. 
Erst die Ratifikationserklärung ist von dem gemeinsamen Minister des Äußeren 
kontrasigniert. 

') Desgleichen kann es geschehen, daß innerhalb der durch die Konventionen 
eingeräumten Kündigungsfrist nur der eine der beiden Staaten kündigt, der andere nieht. 



9 

tung von Österreich- Ungarn auch für Bosnien und die Herzegowina 
wirksame internationale Verträge geschlossen werden, allein dann muß 
aus dem Vertrag ersichtlich sein, daß der Abschluß auch für Bosnien 
nnd die Herzegowina erfolgt, insbesondere die Zeichnung durch den 
österreichisch-ungarischen Bevollmächtigten nicht nur für Österreich- 
Ungarn, sondern auch für Bosnien und die Herzegowina erfolgen. 
Beispiele solcher Verträge sind die Verträge des Weltpostvereines vom 
15. Juli 1897, B.-G.-Bl. Nr. 137 ai 1902. 

§ 3. Die Genehmigung der Konventionen durch den Reichsrat. 

Die Haager Eherech tskonventionen gehören nicht zu denjenigen 
Staatsverträgen, welche in dem § 11 lit. a des St.-G.-G. vom 21. Dezember 
1867, R.-G.-Bl. Nr. 141 genannt sind. Sie bedürfen daher der Geneh- 
migung des Rteichsratefe nach § 11 lit. a nicht. 

Sie sind völkerrechtliche Verträge; sie verpflichten gegenseitig die 
einzelnen Vertragsstaaten dazu, die vereinbarten Bestimmungen für die 
Vertragsdauer in ihren Gebieten ins Werk zu setzen. Erst dadurch, daß 
dies nach Maßgabe des Verfassungsrechtes der einzelnen Staaten 
geschieht, erlangen sie Verbindlichkeit für die Angehörigen der betreffen- 
den Staaten. 

Da das Eherecht ein Teil der Justizgesetzgebung ist, so wird dies 
nach § 11 lit. k im Wege des Gesetzes geschehen müssen. 

Der Vorgang hiebei könnte ein verschiedener sein. 

Er könnte darin bestehen, daß alle Bestimmungen der Ehekon- 
ventionen in eine Gesetzesvorlage aufgenommen werden, welche von 
beiden Häusern des Keichsrates angenommen und vom Kaiser sank- 
tioniert wird. Solche Bestimmungen, welche innerhalb gewisser Grenzen 
dem Belieben der einzelnen Vertragsstaaten überlassen sind, könnten 
dann entweder in eine besondere Gesetzes vorläge (Ergänzungsgesetz) 
gebracht oder auch schon in die erstere Vorlage aufgenommen werden. 
Dieser Vorgang hätte den Vorteil, daß völkerrechtlicher Vertrag, der 
nur die Staaten gegenseitig verpflichtet, und Gesetz, welches die 
Staatsangehörigen verbindet, genau unterschieden wären. Bedenklich 
wäre lediglich der Umstand, daß die Gefahr von Amendements vorläge, 
durch welche die Kongruenz der Gesetzesbestimmungen mit den Ver- 
tragsbestimmungen gefährdet werden könnte. Abgesehen davon, wäre 
dieser Vorgang insoferne umständlich, als in das Reich sgesetzblatt nicht 
nur der Staatsvertrag (der keiner Genehmigung durch den Reichsrat 
bedarf) sondern auch das Gesetz oder die Gesetze aufgenommen werden 
müßten, welche behufs Ausführung des Staats Vertrages erlassen werden. 
. , Ein anderer Vorgang wäre der, unmittelbar die Eherechtskonven- 
tionen selbst dem Reichsrat vorzulegen, nicht um sie als Staats vertrage 
naeh § 11 lit. a genehmigen zu lassen, sondern zu dem Behuf e, um die 
Vertragsbestimmungen zu Gesetzen zu erheben und sie so 
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für die Staatsangehörigen verbindlich zu machen. In diesem Falle 
müßten dann diejenigen Bestimmungen, welche vertragsmäßig dem 
Belieben der Vertragsstaaten überlassen sind, jedenfalls den Inhalt einer 
besonderen nebenher gehenden Gesetzesvorlage (Ergänzungsgesetz, Ein- 
führungsgesetz) bilden. Die Gefahr von Amendierungen wäre nur bei 
dieser Vorlage, nicht bei den Konventionsbestimmungen vorhanden, da 
nicht diese Bestimmungen im Einzelnen, sondern nur jede Konvention 
als Ganzes den Gegenstand der Abstimmung bilden würde. 

Die österreichische Gesetzgebungspraxis hat den zweiten Weg ein- 
geschlagen; sie legt derartige Verträge, deren Inhalt vertragsmäßig 
Gesetz! werden soll, in derselben Weise, wie die Verträge des § 11 lit. a 
den Vertretungskörpern zur Genehmigung vor. Ist diese erteilt, so 
erfolgt die Publikation im Keiöhsgesetzblatt, ebenso wie die der Ver- 
träge des § 11 lit. a mit der von den betreffenden Ministern gefertigten 
Klausel: „nach erfolgter Zustimmung beider Häuser des Beichsrates 
kundgemacht". 1 ) 

Sicher ist diese Art der Behandlung einfacher und weniger um- 
ständlich als die'erstcre früher geschilderte. Allein unleugbar ist diese, 
früher geschilderte, die einzig korrekte. Denn bei der zweiten ein- 
facheren liegt der Übelstand vor, daß Vertrag und Gesetz nicht unter- 
schieden werden, daß etwas als Staatsvertrag publiziert wird, was die 
Staatsangehörigen als Gesetz verbinden soll. Damit hängt es zusammen, 
daß ein Gesetzesbefehl gar nicht ersichtlich ist. Eine Sanktionierung 
der betreffenden Bestimmungen als Gesetzesbestimmungen tritt in der 
Publikation im Keichsgesetzblatt gar nicht hervor. Das was hervortritt 
ist nur die Genehmigung des Vertrages durch den Kaiser in der her- 
gebrachten Eingangs- und Schluß-Klausel, je nach Umständen in lafcei- 



l ) Das Reichsgesetzblatt enthält hiefür seit Beginn der konstitutionellen Ära so 
zahlreiche Belege, daß besondere Zitate überflüssig sind. Übrigens muß der Voll- 
ständigkeit wegen noch bemerkt werden, daß die im Text erwähnte Klausel nicht die 
einzige bei Staatsvertragspublikationen im Reichsgesetzblatt vorkommende ist. Außer 
ihr kommen noch zwei Klauseln vor. Die eine lautet so: „mit Wirksamkeit für die 
im Reichsrat vertretenen Königreiche und Länder kundgemacht", die andere schlecht- 
weg : „wird hiemit kundgemacht". Siehe z. B. einerseits: Staats. V. v. 14. November 1896, 
R.-6.-B. Nr. 85 ai 1899 (über internationales Privatrecht) vom 5. November 1898, 
R.-G.-B. Nr. 121 ai 1900 (über Eisenbahnverbindungen), vom 27. November 1898, 
R.-G.-B. Nr. 31 ai 1899 (über Eisenbahnanschlüsse) u. a. — anderseits St V. v. 
19. März 1897, R.-G.-B. Nr. 13 ai 1901 (Sanitätsübereinkommen) u. a. Charakteristisch 
für beide Klauseln ist Nichterwähnung der Zustimmung des Reichsrats. Ob diese 
Klauseln, wie man (mit Bezugnahme auf R.-G.-B. Nr. 97 ai 1892 und Nr. 137 
ai 1901) meinen sollte, nur dann gebraucht werden, wenn keine Zustimmung des 
Reichsrates erforderlich ist, weder noch § 11, lit. a noch aus dem anderen im Text 
erwähnten Grunde, vermag ich nicht anzugeben. Auffällig ist jedenfalls, daß die 
Zustimmung des Reichsrates auch bei dem das internationale Privatrecht betreffen- 
den Übereinkommen nicht erwähnt wird. 
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nischer oder deutscher Sprache. 2 ) Die Auffassung hiebei ist doch wohl 
die, daß die außer der Zustimmung beider Häuser des Reichsrates noch 
erforderliche Sanktion des Kaisers in der den Vertrag genehmigenden 
Klausel enthalten ist. 

ISTach der Zustimmung des Reichsrates erfolgt die Ratifikation dieser 
Vetrträge, weil erst durch die Zustimmung die Sicherung für die Ein- 
haltung derselben gegeben ist. 

§ 4. Ratifikation und Kündigung der Ehekonventionen. 

Von der Ratifikation handeln die Art. 9 — 12 der I. Ehekonvention 
und die Art. 10 — 13 der II. Ehekonvention, welche inhaltlich überein- 
stimmen. 

Danach erfolgt die Ratifikation seitens jedes Staates durch 
Hinterlegung der Ratifikationserklärung im Haag. (Art. 9. I.; 
Art. 10. IL). Diese Hinterlegung soll erfolgen, sobald die Mehrheit der 
Vertragsstaaten in der Lage sein wird, dies zu tun. Dies setzt offenbar 
gegenseitige Verständigung der betreffenden Staaten voraus. 

Die Konventionen wurden am 12. Juni 1902 von 13 Staaten 
(Österreich und Ungarn als 2 Staaten gerechnet) unterzeichnet. Die 
Mehrheit derselben, nämlich 7 Staaten haben die Ratifikationen am 
1. Juni 1904 im Haag hinterlegt. Am 17. Juli 1904 erfolgte die Hinter- 
legung durch 2 andere Staaten. Spanien hat die Ratifikation der 
Ehfekonventionen abgelehnt. Von den Staaten, welche diese Konventionen 
unterzeichnet haben, sind mit der Ratifikation noch im Rückstande: 
Österreich, Ungarn und Portugal. 

Nach den Bestimmungen der Konventionen treten dieselben mit 
dem 60. Tage nach Hinterlegung der Ratifikation für jeden der betreffen- 
den Staaten in Kraft. 1 ) Daraus ergibt sich, daß sie für die 7 ersteren 
Staaten am 1. August 1904, für die 2 anderen Staaten am 15. September 
1904 in Kraft getreten sind. 

Die Konventionen bleiben in Gültigkeit durch 5 Jahre (Art. 12. L; 
Art. 13. IL) von der Hinterlegung der ersten Ratifikationen; da diese 
am 1. Juni 1904 erfolgt ist, somit bis 3'L Mai 1909. Dies gilt für die- 
jenigen Staaten, welche bisher ratifiziert haben, die Ratifikation mag am 

*) Die Regel ist die lateinische Klausel, bei Verträgen mit deutschen Staaten 
wird die deutsche gebraucht. Die lateinische lautet : Nos Franciscus Josephus notum 
facimus etc., am Schlüsse heißt es : nos omnia — fideliter executioni mandaturos esse. 
Die deutsche: Wir Franz Josef thun kund und bekennen hiemit usw.; am Schlüsse: 
„versprechen genau zu beobachten und beobachten zu lassen". 

*) Diese Frist gilt für die gegenseitige völkerrechtliche Verpflichtung der Ver- 
tragsstaaten ; f ttr den Eintritt der Gesetzeskraft der Vertragsbestimmungen gelten die 
in den einzelnen Vertragsstaaten bestehenden Normen, also bei uns, wenn nichts anderes 
bestimmt wird, die Frist von 45 Tagen, vom Tage der Kundmachung im Reichs- 
gesetzblatt. Doch darf man annehmen, daß wegen der vertragsmäßigen Bindung diese 
Frist sieht über 60 Tage hinaus, von der Hinterlegung der Ratifikation gerechnet, 
erstreckt werden soll. 
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1. Jufni 1904 oder später überreicht worden sein, ebenso aber auch für 
die Staaten, welche noch später ratifizieren werden. (Art. 12, Abs. 1 
und 2., L; Art. 13, Abs. 1 und 2., IL). Sollte daher z. B. Österreich am 
1. Jänner 1908 seine Eatifikationserklärung im Haag hinterlegen, so 
beschränkt sich die Wirksamkeit der Konventionen für den ersten 
Turnus von 5 Jahren, auf die Zeit bis 31. Mai 1909. 

Jeder der Vertragsstaaten kann die Konventionen 6 Monate vor 
Ablauf der erwähnten Frist von 5 Jahren kündigen. Diese Kündigung 
geschieht durch Anzeige an die niederländische Regierung! (Art. 12, 
Abs. 4., L; Art. 13, Abs. 4., IL). Würde daher z. B. Österreich die Kon- 
ventionen am 1. Jänner 1908 ratifizieren, so müßte es, wenn es von seinem 
Kündigungsrecht Gebrauch machen wollte, selbe bereits am 31. November 
1908 kündigen. 2 ) Jede Kündigung hat nur Wirkung für den betreffenden 
Staat, d. h. dieser scheidet aus den Konventionen aus, während die 
übrigen Vertragsstaaten in dem gegenseitigen Vertragsverhältnis ver- 
bleiben. (Art. 12, Abs. 5, L; Art. 13, Abs. 5, IL) 

Erfolgt eine Kündigung zur erwähnten Zeit nicht, so gelten die 
Konventionen stillschweigend als für weitere 5 Jahre erneuert ; 6 Monate 
vor Ablauf dieser 5 Jahre kann wieder gekündigt werden usw. 

Da in jeder der beiden Konventionen das Kündigungsrecht separat 
für jede Konvention bedungen ist, so können nicht nur beide Konven- 
tionen, sondern auch nur die eine oder andere gekündigt werden. 

Da die Konventionen für Österreich und für Ungarn geschlossen 
sind, so können sie nicht nur von beiden Staaten, sondern auch von jedem 
einzeln ratifiziert und gekündigt werden, und zwar entweder beide Kon- 
ventionen oder nur die eine oder andere. 

Von denjenigen Staaten, welche an der dritten Haager Konferenz 
für internationales Privatrecht teilgenommen haben, haben die Kon- 
ventionen nicht unterzeichnet : Dänemark, Norwegen und 
Kußland. Diese konnten bis 31. Dezember 1904 beitreten (Art. 10, 
Abs. 2, L; Art. 11, Abs. 2, IL). Ist dieses geschehen, so gilt betreffs 
ihrer das Vorstehende. 

Andere Staaten, als die an der erwähnten Konferenz beteiligten, 
können den Konventionen nicht beitreten. 

Das I. Übereinkommen zur Regelung der Gesetzes- 
kollisionen in Ehesachen. 
A. Das Recht zur Eheschließung. 

§ 5. Der Grundsatz. 

, Das Eecht regeln die Art. 1 bis 4 des I. Übereinkommens; die grund- 
legende Bestimmung enthält der Art. 1, die Art. 2 und 3 enthalten 

2 ) Erfolgt die Ratifikation nach dem 31. Mai 1909 so werden meines Erachtens 
die 5 Jahre von diesem Tage an gerechnet. 
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gewisse Ausnahmen, Art, 4 endlich handelt nur von dem Nachweis der 
im Art. 1 normierten Voraussetzungen des Eechtes zur Eheschließung. 

Der Grundsatz, den Art. 1 aufstellt, ist der, daß sich das Recht zur 
Eheschließung nach dem Heimatsgesetz eines jeden der zukünftigen Ehe- 
gatten bestimmt. Unter dem heimatlichen Gesetz (la loi nationale) ist 
das Gesetz desjenigen Staates verstanden, dem der betreffende 
Nupturient angehört oder auf das das Gesetz dieses Staates verweist, 
wie z. B. das kirchliche Eherecht dort, wo dieses maßgebend ist. Das 
heimatliche Gesetz bestimmt sich daher nicht nach dem Wohnsitz 
des zukünftigen Ehegatten, sondern nach der Staatsangehörigkeit 
(Staatsbürgerschaft) zur Zeit des Abschlusses der Ehe. 

Gehören somit die Nupturienten verschiedenen Staaten an, so ist 
für das Recht der Eheschließung eines jeden ein anderes Recht maß- 
gebend. 

Gelten in einem und demselben Staate mehrere 'Ehegesetze, wie 
z. B. in Ungarn (denn in Kroatien und Slavonien gilt für Katholiken 
einschließlich der Griechisch-Unierten die kirchliche Instruktion vom 
8. Oktober 1856, für die Griechisch-Nichtunierten ihr Kirchenrecht, für 
die Angehörigen der übrigen Konfessionen die Bestimmungen des öster- 
reichischen allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches — in den übrigen 
Gebieten Ungarns dagegen der Gesetzartikel XXXI des Jahres 1894), 
so entscheiden die Bestimmungen dieses Staates darüber, welchem in 
seinem Gebiete geltenden Ehegesetze die betreffende ihm angehörige 
Person, um die es sich handelt, untersteht. (In Ungarn richtet sich die 
Entscheidung der Frage, ob kroatisches konfessionelles Eherecht oder 
das Ehegesetz Art. XXXI 1894 auf die betreffende Person Anwendung 
findet danach, ob dieselbe in Kroatien und Slavonien oder in einem 
anderen Gebiete des ungarischen Staates gemeindezuständig ist. § 147, 
Ges.-Art. XXXI, 1894). 

Hervorzuheben ist, daß unter dem Rechte zur Eheschließung 
(le droit de. contracter le mariage) nicht bloß die s. g. allgemeine Ehe- und 
Handlungsfähigkeit zu verstehen ist, sondern die rechtliche Fähigkeit 
die konkrete, gerade in Frage stehende Ehe zu 
schließen. Dieser im Art. 1 des I. Übereinkommens aufgestellte 
Grundsatz ist in Übereinstimmung mit dem österreichischen Recht, 
welches nach den §§ 4, 34, 37 des a. b. G.-B., bei richtiger Auffassung 
des § 34 1 ), für die Fähigkeit zum Abschluß eines von Inländern im Aus- 
land, oder von Ausländern im Inlande geschlossenen Rechtsgeschäftes — 
solches ist nach österreichischem Recht auch der Abschluß der Ehe, 
Ehevertrag — dasjenige Gesetz als maßgebend erklärt, dem die Partei 
kraft des Untertansverhältnisses, d. h. als Staatsbürger untersteht. Der 
Art. 1 statuiert somit vom Standpunkte des österreichischen Rechtes 
eigentlich nichts neues, stellt aber doch bezüglich der Ehe den er-- 

*) Krasnopolkki. Österr. Zentralblatt für die juristische Praxis XXV., S. 3. 
Stupeeky k vysladu na § 34. vs. obö. zak. S. 18 fg. 
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wähnten Grundsatz außer Zweifel und bietet den Vorteil, daß dieser 
durch den' Art. 1 in allen Vertragsstaaten für die Dauer der Konvention 
maßgebend wird. 

In Ausführung dieses Grundsatzes wird sich diese Angelegenheit 
für die österreichischen Verhältnisse folgendermaßen gestalten: 

1. Wollen zwei österreichische Staatsbürger künftighin in einem 
Vertragsstaate eine Ehe schließen, so wird dies nach dem zitierten Art. 1 
nur dann rechtlich möglich sein, wenn der beabsichtigten Ehe kein 
Hindernis des österreichischen Rechtes entgegensteht. Polge- 
weise werden z. B. Christen und Juden, wenn beide Teile oder auch nur 
ein Teil Österreicher sind, in keinem Vertragsstaate eine gültige Ehe 
miteinander schließen können, obwohl das Gesetz des Vertragsstaates, 
in dem sie die Ehe schließen wollen, das Ehehindernis des § 64 a. b. Q-.-B. 
müht kennt. 8 ) Das gleiche gilt dann, wenn ein Österreicher, der eine 
höhere Weihe empfangen oder ein feierliches Ordensgelübde abgelegt 
hat (§ 63 a. b. G.-B.), in einem Vertragsstaate eine Ehe mit einer 
Österreicherin oder auch mit einer NichtÖsterreicherin schließen will;*) 
ebenso dann, wenn ein österreichischer Staatsbürger in einem Ver- 
tragsstaate eine Ehe eingehen will, der das Ehehindernis des Katholizis- 
mus entgegensteht, obwohl dieser Staat dieses Ehehindernis nicht kennt. 
Endlich wird, um dies weiter zu verfolgen, eine Ehe zwischen Geschwister- 
kindern, von denen ein Teil österreichischer Staatsbürger ist, auch in 
einem ausländischen Vertragsstaate nur auf Grund der Dispensation 
durch die österreichische Behörde rechtsgiltig eingegangen werden 
können. 

2. Wollen Ausländer d. h. Angehörige eines der übrigen Vertrags- 
staaten in Österreich, d. h. in den im Eeichsrat vertretenen Königreichen 
und Ländern eine Ehe schließen, so bestimmt sich ihr Recht zur Ehe- 
schließung ebenfalls nach ihren Heimatsgesetzen. Steht der Ehe, weder 
nach dem Heimatsrechte des einen, noch des anderen ein Ehehindernis 



*) Ich zitiere schlechtweg hier und später die §§ des a. b. G.-B., obwohl diese 
betreffs des Eherechtes für Katholiken formell nicht mehr kraft des a. b. G.-B. vom 
1. Juni 1811, sondern kraft des Gesetzes vom 25. Mai 1868, R.-G.-B. Nr. 47, Geltung haben. 

8 ) Dieser Fall ist meines Erachtens unzweifelhaft. Zweifelhaft ist der entgegen- 
gesetzte Fall, nämlich der, wenn ein Geistlicher, der Nicht-Österreicher ist z. B. ein 
deutscher Geistlicher in Luxemburg eine Österreicherin heiratet. Denn in diesem Fall 
liegt auf Seite des Geistlichen nach seinem Heimatsgesetz kein Ehehindernis vor, er ist 
darnach ehefähig; ebensowenig liegt auf Seite der Frauensperson nach ihrem Heimats- 
recht ein Ehehindernis vor, auch sie ist ehefähig. Man könnte daher versucht sein 
zu schließen : die Ehe kommt gültig zu Stande. Allein meines Erachtes ist dies unrichtig, 
da es auf die rechtliche Fähigkeit zu der konkreten Ehe ankommt. Gerade diese 
fehlt aber der Österreicherin nach ihrem Heimatsrecht, da die Österreicherin wegen 
des absoluten, dem Geistlichen nach österreichischem Recht anhaftenden Ehehindernisses, 
mit einem Geistlichen keine Ehe schließen kann. Obwohl der deutsche Geistliche nach 
deutschem Recht diese Ehe schließen könnte, so kann es doch die Österreicherin nach 
ihrem Heimatsrecht nicht, daher ist auch diese Ehe im Sinne der Konvention ungültig. 
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entgegen, so kann die Ehe rechtsgültig auch in Österreich geschlossen 
werden, obschon ihr nach österreichischem Eecht ein Ehehindernis 
entgegensteht, vorausgesetzt, daß nach dem österrei- 
chischen Eecht eine österreichische Trauungs- 
behörde befugt ist, die Eheschließung vor sich vor- 
nehmen zu lassen, wovon später bei der Eheschließungsform 
die Bede sei nwir d. 4 ) Folgeweise können z. B. Geschwisterkinder, 
welche Bürger eines deutschen Staates sind, ohne Dispens in Österreich 
eine Ehe schließen; desgleichen Juden und Christen, welche eine 
deutsche Staatsbürgerschaft besitzen, ebenso deutsche Staatsbürger, 
welche eine höhere Weihe empfangen oder ein Ordensgelübde abgelegt 
haben, denen das Ehehindernis des Katholizismus des österreichischen 
Hechtes entgegensteht — jedoch alle diese nicht vor einem normalen 
Trauungsorgan des österreichischen Eechtes, sondern vor einem Organ, 
von dem später die Bede sein wird. (S. § 9.) 

Wird eine Ehe in einem der Vertragsstaaten geschlossen, obwohl im 
konkreten Falle nach dem Heimatsgesetze beider oder wenigstens eines 
der Eheschließenden ein Ehehindernis entgegensteht, so ist sie un- 
gültig u. zw. nicht bloß in dem Gebiete des betreffenden Heimats- 
staates, sondern in den Gebieten aller Vertragsstaaten. Pur Öster- 
reich ist das insofern von Bedeutung/ weil bisher diese Ungültigkeit 
nur für Österreich bestand, für einen anderen Staat nur dann, wenn das 
Gesetz desselben oder ein mit demselben geschlossener Vertrag eine 
solche Ehe für ungültig erklärte. 

§ 6. Ausnahmen. 

Der geschilderte Grundsatz unterliegt Einschränkungen, welche 
in den Art. 2 und 3 des I. Übereinkommens nach zwei Eichtungen zuge- 
lassen sind. 

1. Nach der einen Eichtung bestimmt der Art. 2, daß jeder Ver- 
tragsstaat den Abschluß gewisser Ehen in seinem Gebiet Ausländern 
untersagen darf, obwohl selbe nach dem Art. 1 zufolge ihres 
Heimatsrechtes zur Eingehung dieser Ehen berechtigt sind. Es sind 
dies die Ehen, denen die im Art. 2 angeführten Ehehindernisse des 
betreffenden Staates, in dem die Ehe geschlossen werden soll, entgegen- 
stehen. Soweit diese Ausnahmen reichen, kann dieser Staat für das 
Eecht des Ausländers zur Eheschließung sein eigenes Ortsrecht als 
maßgebend erklären. 

Die Ehehindernisse um die es sich handelt sind folgende: 

A) Die im Art. 2, Absatz 1, Punkt 1 bis 3 namhaft gemachten Ehe- 
hinderaässe, nämlich: 

a) das Ehehindernis der Verwandtschaft soweit es durch Dispens 
nicht beseitigt werden kann; 

4 ) Siehe unten § 8. 9. 



16 

b) das durch Diapens nicht zu beseitigende Ehehindernis zwischen 
solchen Personen, die sich eines Ehebruchs schuldig gemacht haben, auf 
Grund dessen die Ehe des einen von ihnen aufgelöst worden ist; 

c) das durch Dispens nicht zu beseitigende Ehehindernis zwischen 
zwei Personen, welche schuldig erkannt worden sind, gemeinsam dem 
Gatten des einen nach dem Leben gestrebt zu haben. 

Zu diesen Vertragsbestimmungen muß vom Standpunkt des öster- 
reichischen Rechtes folgendes bemerkt werden: 

a) das österreichische Recht enthält keine Bestimmung darüber, 
welche Ehehindernisse durch Dispensation gehoben werden können, 
welche nicht. 1 ) Insbesondere werden daselbst die im Art. 2 Nr. 1 bis 3 
erwähnten Hindernisse nicht als indispensabel erklärt. Infolgedessen 
kann der im Art. 2 gebrauchte Ausdruck: „Hindernis, das durch Dis- 
pensen nicht beseitigt werden kann" vom Standpunkt des österrei- 
chischen Rechtes nur dahin verstanden werden, daß das betreffende, im 
konkreten Falle vorliegende Hindernis so qualifiziert ist, daß davon 
nach der Praxis der Behörde überhaupt nicht dispensiert wird (wie z. B. 
von der Verwandtschaft und Schwägerschaft in gerader Linie, Ver- 
wandtschaft zwischen Geschwistern) oder bezüglich dessen im kon- 
kreten Fall die Dispensation verweigert worden ist. Diese letztere 
Bedeutung muß auch der erwähnten Bezeichnung in den Punkten Nr. 2 
und 3 beigelegt werden, da eine prinzipielle Indispensabilität dieser Ehe- 
hindernisse nicht behauptet werden kann. (Siehe § 1312 deutsches 

b. G.-B.). 

b) Die im Art. 2 unter Nr. 2 und 3 genannten Ehehindernisse 
decken sich nicht mit den Ehehindernissen der §§ 67 und 68 a. b. G.-B. 

Während nämlich der Art. 2 Nr. 2 im Anschlüsse an den § 1312 des 
deutschen b. G.-B. einen Ehebruch zwischen zwei Personen voraussetzt, 
auf Grund dessen die Ehe der einen aufgelöst worden ist, tritt das Ehe- 
hindernis des § 67 a. b. G.-B. auf Grund jedes Ehebruches ein, der 
gerichtlich (durch Straf- oder Zivilurteil) bewiesen ist, ohne Rücksicht 
darauf, ob die Ehe auf Grund dieses Ehebruchs getrennt worden ist 
oder, nicht. 2 ). 

Ebensowenig deckt sich der Tatbestand des Art. 2 N]r. 3 mit dem 
Ehehindernisse des § 68 a. b. G.-B. Der Unterschied zwischen beiden 
ist ein doppelter. Denn einerseits verlangt § 68, daß den Nachstellungen 
nach dem Leben ein Eheversprechen vorangegangen ist, ein Tatbestands- 
moment, das Art. 2, Nr. 3 nicht kennt, und anderseits setzt Art. 2, Nr. 3 
wieder gemeinsame Nachstellungen voraus, was wieder § 68 nicht 
verlangt. 

1 ) Rittner: Österreichisches Eherecht. S. 157 fg. 

2 ) Das Ehehindarnis des § 67 a. b. G.-B. ist z. B. auch dann vorhanden, wenn 
eine Ehe zwischen a und b besteht, a einen Ehebruch mit c begeht und dann die Ehe 
durch Tod von b gelöst wird. Ist der Ehebruch gerichtlich bewiesen, so kann auch 
in diesem Falle a mit c keine Ehe schließen. 



17 

Ungeachtet dieser Inkongruenz proponiert die Einführungs- 
G esetzesvolrlage, welche dazu bestimmt ist, das in dem Art. 2 den ein- 
zelnen Vertragsstaaten eingeräumte TJntersagungsreoht auszuüben, eine 
solche Fassung des § 1, Abs. 1, daß Ehen, welche mit den Bestimmungen 
der österreichischen Gesetze über die im ersten Absätze des 
Art. 2 des Übereinkommens bezeichneten Ehehindernisse im 
Widerspruche stehen, vor inländischen Trauungsorganen nicht geschlossen 
werden dürfen. 

Dadurch wird an die Stelle des Tatbestandes der Punkte Nir. 2 
und 3 des Art. 2, der Tatbestand der §§ 67 nnd 68 a. b. G.-B. gesetzt. 
Allein dieser Unterschied ist doch ein minimaler und kann schwerlich 
als Nichteinhaltung des Übereinkommens angesehen werden; denn 
einmal handelt es sich um sicher selten vorkommende Ehehindernisse, 
außerdem würde es praktisch nicht wohl durchführbar sein!, in Fällen 
der Tatbestände der §§ 67 und 68 a. b. G.-B. Ansiänderehen vor 
inländischen Trauungsorganen zu gestatten, in denen Inländerehen vor 
diesen nicht geschlossen werden dürfen. Endlich haben die Bestim- 
mungen des Art. 2 Nr. 2 und 3 doch wohl nur den Sinn, daß dadurch 
auf die korrespondierenden, in den einzelnen Vertragsstaaten geltenden 
Hindernisse verwiesen wird. 

Wird eine solche in Österreich durch den zitierten § 1 Abs. 1, unter- 
sagte Ehe von Ausländern doch geschlossen, so kommt es darauf an, ob 
die Parteien nach ihrem Heimatsgesetz im Sinne des Art. 1 zum Abschluß 
der Ehe ermächtigt sind. Ist das der Fall, so ist die Ehe in keinem der 
Vertragsstaaten — auch in Österreich — nicht ungültig (Art. 2, Abs. 2). 
Daraus ergibt sich, daß diese Ehehindernisse, welche für den Inländer 
impedimenta dirimentia sind, für den Ausländer nur die Wirkung von 
impedimenta impedientia haben. Impedimenta dirimentia sind sie für 
Ausländer nur dann, und nur insoweit, als deren Heimatsgesetz diese 
Ehehindernisse kennt (Art. 1). 

B) Die im letzten Absatz des Art. 2 genannten Ehehindernisse. Es 
sind dies diejenigen, welche der betreffende Staat entweder mit Kücksicht 
auf eine frühere Ehe oder aus religiösen Gründen aufgestellt hat. Ehen, 
welche diesen Hindernissen widersprechen, braucht er auch von Aus- 
ländem auf seinem Gebiet nicht schließen zu lassen, selbst wenn sie 
nach ihrem Heimatsgesetz (Art. 1) zur Eingehung solcher Ehen berech- 
tigt sein sollten. Die Ehehindernisse, welche nach österreichischem 
Becht in dieser Hinsicht in Betracht kommen, sind: 

a) das Ehehindernis des § 63 a. b. G.-B. (wegen des Empfanges 
einer höheren Weihe, oder der Ablegung des feierlichen Gelübdes der 
Ehelosigkeit; 

b) das Ehehindernis des § 64 a. b. G.-B. (wegen Beligionsver- 
schiedenheit: Christen und Nichtchristen) ; endlich 

c) das Ehehindernis des s. g. Katholizismus (Hofd. vom 26. 
August 1814, J. G. S. Nr. 1099; vom 14. März 1818; vom 17. Juli 1835). 

Czyhlarz, Die Haager Ehekonventionen. 2 
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Von dem durch Art. 2 eingeräumten Untersagungsrecht macht 
Österreich auch betreffs dieser Ehen im § 1, Abs. 1 des Einführungs- 
geöetzes Gebrauch, woselbst ausgesprochen wird, daß auch die Ehen von 
Ausländern, welche mit den im letzten Absatz des Art. 2 bezeichneten 
Ehehindernissen im Widerspruche stehen, d. h. die Ehen von Ausländern, 
welche einem der vorgenannten Ehehindernisse widersprechen, vor 
inländischen Trauungsorganen nicht geschlossen werden dürfen. Wird 
eine solche Ehe vor einem inländischen Trauungsorgane in Österreich 
zwischen Ausländern doch eingegangen, feo ist sie nur im Gebiete des 
untersagenden Staates — also in Österreich — ungültig, dagegen in den 
übrigen Vertragsstaaten gültig, wenn sie den Anforderungen des Art. 1, 
bezüglich des Rechtes zur Eheschließung entspricht. Daraus ergibt sich, 
daß diese vorgenannten Ehehindernisse auch nach den Bestimmungen 
des I. Eheübereinkommens in dem untersagenden Staate — Österreich — 
die Bedeutung der impedimenta dirinhentia behalten, dagegen in den 
übrigen Vertragsstaaten jeder Bedeutung, auch der bloßen impedimenta 
impedientia, entbehren. 

Allein gleich hier muß bemerkt werden, daß das Untersagungs- 
recht bezüglich der unter B) genannten Ehehindernisse kein unbe- 
schränktes ist; denn, wenn auch der betreffende Staat den Abschluß 
der diesen Hindernissen widersprechenden Ehen vor seinen eigenen 
inländischen Trauungsorganen untersagen darf, so muß er doch gestatten, 
daß solche Ehen auf seinem Gebiet vor gewissen ausländischen Funk- 
tionären geschlossen werden können, wovon später bei der Form der 
Eheschließung die Rede sein wird. (S. unten § 9.) 

2. Die Ausnahme nach der anderen Richtung beruht auf dem 
Art. 3. Während nämlich, wie gezeigt worden ist, nach Art. 2 jeder Ver- 
tragsstaat den Abschluß gewisser Ehen zwischen Ausländern auf seinem 
Gebiet untersagen darf, zu deren Eingehung sie nach ihrem Heimats- 
gesetz berechtigt sind, — darf andererseits nach Art. 3 jeder Vertrags- 
staat Ausländern den Abschluß von Ehen auf seinem Gebiet gestatten, 
welche sie nach ihrem Heimatsgesetz nicht schließen können, sofern es 
eich um Hindernisse handelt, welche ausschließlich auf Beweggründen 
religiöser Natur beruhen. Infolge dieses Artikels, welcher über Ver- 
langen von Belgien und der Schweiz aufgenommen worden ist, kann daher 
7. B. Belgien gestatten, daß ein österreichischer Geistlicher, der nach 
seinem Heimatsgesetz eheunfähig ist, auf belgischem Gebiet rechtsgültig 
heiraten kann, desgleichen der österreichische Jude eine Christin, der 
österreichische Katholik eine getrennte Frau usw. Eine solche Ehe ist dann 
in dem Gebiete des Staates, in dem sie auf Grund der erwähnten Ge- 
stattung eingegangen worden ist, gültig, während die übrigen Ver- 
tragsstäaten sie nicht anzuerkennen brauchen. Die Vorlage für das 
Einführungsgesetz proponiert im § 1, Abs. 2 betreffs dieser von Öster- 
reichern geschlossenen Ehen die Ungültigkeit für den Bereich des 
Inlandes. 
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§ 7. ErnfluÖ des Wechsels der Staatsbürgerschaft. 

Wie sich aus dem Vorstehenden ergibt, ist für das Recht zur Ehe- 
schließung das Gesetz desjenigen Staates maßgebend, dem die Parteien 
zur Zeit der Eheschließung angehören. Im Falle des Wechsels der 
Staatsbürgerschaft ist daher nur das Gesetz desjenigen Staates ent- 
scheidend, dem sie jetzt infolge dieses Wechsels angehören, ohne daß 
auf das Gesetz desjenigen Staates Rücksicht zu nehmen ist, dem sie vor- 
her angehört haben. Das Motiv, dessentwegen dieser Wechsel vor- 
genommen wurde, ist irrelevant, selbst dann, wenn es nur darin be- 
standen hat, die Eheschließung zu ermöglichen. Daher wird der Öster- 
reicher, welcher ungarischer, deutscher Staatsbürger usw. geworden ist, 
nunmehr nach ungarischem, deutschem Recht usw. beurteilt. Dabei muß 
aber vom Standpunkte des österreichischen Rechtes auf eines aufmerksam 
gemacht werden, nämlich darauf, da.ß die Anwendbarkeit des öster- 
reichischen Rechtes erst dann ausgeschlossen ist, wenn der Betreffende 
aufgehört hat, österreichischer Staatsbürger zu 
»ein. 1 ) Dieser Verlust tritt aber in dem hier in Betracht kommenden 
Falle nicht schon durch den Erwerb der fremden Staatsbürgerschaft, 
sondern erst dadurch ein, daß ein Erlöschungsgrund der österreichischen 
Staatsbürgerschaft eintritt. Dieser Erlöschungsgrund liegt (abgesehen 
von dem Falle der Verehelichung einer Österreicherin mit einem Aus- 
länder, die hier nicht in Frage kommt) nach § 32 a. b. G.-B. in der Aus- 
wanderung. Erst dadurch, daß derjenige, welcher eine fremde 
Staatsbürgerschaft erworben hat, aus Österreich (den im Reichsrat ver- 
tretenen Königreichen und Ländern) auswandert, hört er auf, öster- 
reichischer Staatsbürger zu sein und wird daher bezüglich des Rechtes 
zur Eheschließung auch in Österreich nicht mehr nach österreichischem 
Recht, sondern nach dem Gesetze des Staates behandelt, dessen Staats- 
bürgerschaft er erworben hat, und zwar selbst dann, wenn die Ehe- 
schließung in Österreich erfolgen sollte, denn infolge der Auswanderung 
ist er nicht mehr österreichischer Staatsbürger, sondern Ausländer. 

So lange dagegen nur der Erwerb einer fremden Staatsbürgerschaft 
vorliegt, dagegen das Moment, der tatsächlichen Auswanderung fehlt, ist 
er nach österreichischem Recht noch immer österreichischer Staats- 
bürger, da. nach österreichischem Recht nicht der Erwerb einer fremden 
Staatsbürgerschaft, sondern die Auswanderung (abgesehen von dem 
vorerwähnten Fall der Eheschließung) die österreichische Staatsbürger- 

*) Ist das geschehen, haben die Parteien die österreichische Staatsbürgerschaft 
verloren und die ungarische, deutsche usw. erworben, so wird ihr Recht zur Schließung 
der Ehe, die sie jetzt eingehen, nur nach ungarischem, deutschen usw. Gesetz beurteilt 
Dies ist selbst dann der Fall, wenn sie nach Abschluß der Ehe später wieder öster- 
reichische Staatsbürger werden sollten. Der Hinweis Auf ein in fraudem legis agere 
ist nach den klaren Bestimmungen der Konvention ganz ausgeschlossen. Die Kon- 
vention ist ja zum guten Teil zur Beseitigung solcher Unsicherheiten geschlossen, sie 
wieder einschmuggeln zu wollen, wäre zweifellos ein agere in fraudem conventionis. 

2* 
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schaft behebt. Bis zum Eintritt dieses Moments ist er im Sinne des 
österreichischen Rechtes österreichischer Staatsbürger, wird daher die 
von ihm bereits erworbene fremde Staatsangehörigkeit ignoriert. 

Daraus ergibt sich, daß die Ehe einer solchen Person in allen Ver- 
tragsstaaten — Österreich eingeschlossen — nur dann gültig ist, wenn 
sie das Recht zur Eheschließung nach dem österreichischen Gesetz und 
dem Gesetze des Staates hat, dessen Staatsbürgerschaft sie erworben hat. 

Wenn das nicht der Fall ist, wenn sich z. B. zwischen dem öster- 
reichischen und ungarischen Gesetz Differenzen ergeben, was dann? 
Wird er dann im Sinne der Konvention als Österreicher oder Ungar be- 
handelt oder ist die Ehe in Österreich ungültig, in den übrigen Vertrags- 
staaten gültig? Meines Erachtens kann dieser Fall auf Grund der Konven- 
tion nicht entschieden werden. Die Lösung der Frage kann nur dadurch er- 
folgen, daß zum Erwerb der fremden Staatsbürgerschaft die Auswande- 
rung hinzutritt und dann erst die Eheschließung erfolgt. Diese kann 
dann, wie bereits bemertk worden ist, selbst in Österreich erfolgen und 
wird dann das Recht zur Eheschließung nur nach dem fremden RecHl 
beurteilt. 

Man sage nicht, die ganze Frage sei unpraktisch; dies ist nicht der 
Fall, namentlich wenn es sich um den Erwerb der ungarischen Staats- 
bürgerschaft handelt; denn dann kann es geschehen, daß die betreffende 
Person, nachdem sie das ungarische Indigenatsdiplom erhalten und den 
Staatsbürgereid abgelegt hat, 2 ) doch in Österreich verbleibt, ihr Domizil 
nicht nach Ungarn oder in einen anderen Staat verlegt und bona fide 
glaubt, sie sei nicht mehr österreichischer Staatsbürger. Die Schwierig- 
keit hängt zusammen mit der Mangelhaftigkeit .unseres Auswanderungs- 
rechtes, genauer mit der Formlosigkeit der Auswanderung, welche erst 
infolge des Staatsgrundgesetzes vom 21. Dezember 1867, R.-G.-Bl. 
Nr. 142 eingetreten ist. Nach dem Auswanderungspatent vom 24. März 
1832, J. G. S. Nr. 2557 § 2, war Entlassung aus dem österreichischen 
Staatsverband notwendig, während dies jetzt, abgesehen von Wehrpflich- 
tigen, nicht mehr der Fall ist. Während somit früher ein formelles, 
leicht beweisbares Moment maßgebend war, kommt es jetzt auf die 
formlose tatsächliche Auswanderung an, die keineswegs immer feststeht. 
Der Wechsel der Staatsbürgerschaft kommt aber noch in anderer 
Hinsicht in Betracht. Haben zwei Ausländer nach ihrem Heimatsgesetz 
eine gültige Ehe. geschlossen, die sie in Österreich nicht hätten schließen 
können, übersiedeln sie dann nach Österreich und erwerben sie hier die 
österreichische Staatsbürgerschaft, so bleibt die Ehe auch hier gültig. 
Das ist z. B. der Fall betreffs einer zwischen Juden und Christen, die 
deutsche Staatsbürger waren, im Deutschen Reich geschlossenen Ehe, 

*) S. darüber den ungar. Gesetz-Art L 1879 §§ 6 fg.- Nach I 8, Nr. 3 ist zwar 
regelmäßige Voraussetzung des Erwerbes der ungarischen Staatsbürgerschaft durch 
Einbürgerung die fünfjährige Anwesenheit im Lande, allein von dieser kann unter 
Umständen abgesehen werden. 
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desgleichen betreffs einer Ehe zwischen Juden und Christen, die 

ungarische Staatsbürger waren. Denn nach österreichischem Gesetz 

kann eine Ehe zwischen Juden und Christen zwar nicht geschlossen 

werden (§ 68 a. b. G.-B.), wohl aber fortbestehen (§ 136 a. b. 

G.-B.). Das was meines Erachtens nach österreichischem Eecht ohnedies 

schon Rechtens ist, wird durch das Eheübereinkommen nur bekräftigt. 

Ebenso verhält es sich dann, wenn zwei Deutsche im Deutschen 

IS eich eine Ehe schließen, der das österreichische Ehehindernis des 

Katholizismus entgegensteht. Auch diese Ehe ist im Deutschen Eeich 

gültig geschlossen und bleibt gültig auch im Falle der Übersiedlung nach 

Österreich und des Erwerbes der österreichischen Staatsbürgerschaft. 

Denn schon nach den §§ 4, 34, 37 a. b. G.-B. entscheidet über das 

Recht zur Eheschließung das Heimatsgesetz der Parteien zur Zeit der 

Eheschließung, also das deutsche Eherecht, welches dieses Ehehindernis 

nicht kennt. Ungeachtet des späteren Erwerbes der österreichischen 

Staatsbürgerschaft bleibt die gültig geschlossene Ehe gültig, da der 

nachträgliche Erwerb der österreichischen Staatsbürgerschaft nach 

österreichischen Becht kein Auflösungsgrund der Ehe ist. Auch dies wird 

durch das erste Eheübereinkommen nur bekräftigt. 

Ebenso verhält es sich endlich dann, wenn ein deutscher Geist- 
licher, der eine der höheren Weihen empfangen hat, oder eine deutsche 
Ordensperson, welche das feierliche Gelübde der Ehelosigkeit abgelegt, 
im Deutschen Reich eine Ehe geschlossen hat, dann nach Österreich 
übersiedelt und österreichischer Staatsbürger wird. Denn auch diese 
Ehe kann zwar in Österreich nicht geschlossen werden, kann aber nach 
österreichischem Becht daselbst doch fortbestehen 8 ). 

B. Die Formen der Eheschließung. 

§ 8. Regelmäßige Form. 

Für die Form des Eheschlusses zwischen Ausländern stellt der 
Art. 5 den Grundsatz auf, daß eine solche Ehe in allen Vertragsstaaten 
dann als gültig anzusehen ist, wenn bei ihrer Eingehung das am Orte 
der Eheschließung geltende Gesetz beobachtet wurde. Es ist dies der 
bekannte Grundsatz: locus regit actum, der bereits nach § 37 a. b. G.-B. 
auch für die Eheschließung maßgebend ist. 

Daraus ergibt sich folgendes: 

1. Schließen zwei Ausländer, die nach dem Art. 1 das Recht zur 
Eheschließung haben, eine Ehe in Österreich, so müssen die Förmlich- 
keiten beobachtet werden, welche da3 österreichische Gesetz für den 
Abschluß der Ehe vorschreibt. Diese sind: 



*) Schon nach kirchlichem Recht wird die Ehe eines Mannes durch den Empfang 
einer höheren Weihe nicht aufgelöst, nur die eheliche Gemeinschaft darf nicht fort- 
gesetzt werden. Für die Griechisch-Unierten ist sogar die Fortsetzung dieser Gemein- 
schaft gestattet. Das Nähere gehört nicht hierher* ... 
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a) Das nach österreichischem Gesetz erforderliche Aufgebot, 
natürlich soweit als dies von dem österreichischen Gesetze gefördert 
wird (§§ 70 bis 74 a. b. G.-B.) oder die Dispensation von dem Aufgebot 
(g§ 85 bis 87 a. b. G.-B.). Daß das Aufgebot zu den „wesentlichen 
Feierlichkeiten" des Eheschlusses gehört, geht auB dem § 69 a, b. G.-B. 
und der Randglosse zu diesem Paragraphen hervor. Die Unterlassung 
dieses Aufgebotes hat mit Ausnahme des Falles des § 86 a, b. G.-B. 
Nichtigkeit der Ehe zur Folge. Außer diesem vom österreichischen 
Gesetz geforderten Aufgebot muß auch noch das vom Heimatsgesetz 
der Parteien geforderte Aufgebot nach Art. 5 vorgenommen sein 1 ); ist 
dies unterblieben, so tritt nur Ungültigkeit der Ehe in dem betreffenden 
Heimatsstaate ein, aber selbstverständlich nur dann, wenn das Heimats- 
gesetz diese Bechtsfolge statuiert. 

V) Die feierliche Erklärung der Einwilligung der Parteien vor 
einem nach österreichischem Gesetz zur Entgegennahme dieser Erklärung 
berufenen Trauungsorgan. Je nach Verschiedenheit des Falles wird 
dieses Organ sein: der nach dem Wohnsitz eines der beiden Brautleute 
kompetente Seelsorger (Pfarrer, Pastor, Rabbiner, Eeligionslehrer, §§ 75, 
127 a. b. G.-B.) oder Vorsteher der politischen Behörde (§ 7, Ges. Vdta 
25. Mai 1868, K.-G.-Bl. Nr. 47 und § 1 Ges. v. 9. April 1870, R.-G.-Bl. 
Nr. 51). . 

2. Schließen zwei Österreicher eine Ehe im Auslände, so müssen sie 
die am Eheschließungsorte gesetzliche Form beobachten, also z. B. in 
Ungarn, im Deutschen Beich, Frankreich usw., die Form der Zivilehe 
und zwar vor dem nach dem ausländischen Gesetze berufenen Organe. 

Ist die lokale Ehe'schließungsform beobachtet worden, so ist die 
Ehe (das Recht zur Eheschließung nach Art. 1 vorausgesetzt) in allen 
Vertragsstaaten gültig, insbesondere im Falle Nr. 2 auch in Österreich 
die im Auslande geschlossene Zivilehe, eine Nachholung der nach öster- 
reichischem Gesetz etwa vorgeschriebenen konfessionellen Form ist schon 
nach dem geltenden österreichischen Recht nicht notwendig.*) 

Ist die lokale Eheschließungsform nicht beobachtet, so ist die Ehe 
jedenfalls in dem Vertragsstaate, auf dessen Gebiet sie abgeschlossen 
worden ist, ungültig, braucht aber deswegen in den übrigen Ver- 
tragsstaaten nicht ungültig zu sein. Denn nach Art. 7 können diese 
eine solche Ehe als gültig anerkennen, sofern die von dem Heimatsgesetze 
eines jeden Eheteils vorgeschriebene Form beobachtet worden ist. 
Wenn daher z. B. zwei Spanier, deren Heimatsgesetz die kirchliche Form 
vorschreibt, im Deutschen Reich die Ehe vor dem parochus proprius eines 
Teiles eingehen, so ist diese im Deutschen Reich allerdings ungültig 
(außerdem wird der Pfarrer bestraft), könnte aber in Spanien, falls dieses 
die Ratifikation nicht abgelehnt, sondern vollzogen hätte, als gültig 
erklärt werden; desgleichen wenn ein Schwede mit einer Schwedin vor 

l l Selbstverständlich nur dann, wenn sich beide Aufgebote nicht deek«n. 
*) Rittner a. a. O. S. 47 ig. . 
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einem schwedischen Pastor in Deutschland eine Ehe eingeht, ist diese in 
Deutschland ungültig, kann aber in Schweden als gültig anerkannt 
werden. 

Was speziell Österreich betrifft, so ist der Art. 7 nach geltendem 
österreichischem Recht nicht anwendbar. Denn wenn z. B. zwei im 
Deutschen Reiche domizilierende Österreicher vor ihrem dortigen Seel- 
sorger und zwei Zeugen eine Ehe schließen, so ist diese zweifellos nach- 
deutschen Recht ungültig (§§ 1317, 1324, deutsch, bürgerl. G.-B.); ebenso 
aber auch nach österreichischem Recht, da nach diesem auch für den 
Plheschluß der Grundsatz i.locuf regit actum gilt. (§ 37 a. b. G.-B.). Man 
kann in einem solchen Falle auch nicht sagen, daß diese Ehe in Deutsch- 
land in der Form des österreichischen Gesetzes geschlossen wurde; denn 
nach diesem fungiert der Pfarrer usw. beim Eheschluß nicht als kirch- 
liches, sondern als staatliches Organ. Staatliches Organ ist aber 
nur der inländische, nicht der ausländische Seelsorger. 8 ) Dagegen könnte 
die Anerkennung einer solchen Ehe von Ungarn beziehungsweise von der 
kroatisch-slavonischen Gesetzgebung ausgesprochen werden, wenn es sich 
um eine von zwei Kroaten in Deutschland geschlossenen Ehe handelt, 
weil für die katholischen Angehörigen des Königreiches Kroatien und 
Slavonien das kirchliche Recht gilt, der parochus proprius daher nach 
dem daselbst geltenden Recht als kirchliches Organ in Betracht kommt, 
die Eheschließung coram parocho et duöbus vel tribus testibus, dem 
kirchlichen in Kroatien und Slavonien geltenden Eherecht- entspricht. 4 ) 

Dessenungeachtet ist aber der Art. 7 auch für Österreicher nicht . 
ohne jede Bedeutimg. Denn angenommen, daß die zwei Kroaten, welche 
die Ehe in Deutschland coram parocho proprio usw. geschlossen haben, 
nach Österreich übersiedeln, daselbst die österreichische Staatsbürger- 
schaft erwerben, dann auf Ungültigkeit der Ehe vor einem öster- 
reichischen Gerichte geklagt wird, so wird dieses, falls die kroatisch- 
slavonische Gesetzgebung solche Ehen anerkennt, nach dem Art 7 vor- 
gehen d. h. die vorerwähnte Ehe für gültig erklären müssen, weil die 
Form den kirchlichen in Kroatien und »Slavonien geltenden Vorschriften 
entsprach, während sonst, wenn der Art. 7 nicht bestände, nach der Kon- . 
vention der Satz locus regit actum zur Anwendung kommen, die Ehe 
somit für ungültig erklärt werden müßte. 5 ) 

») Rittner a. a. O. S. 50. 

4 ) Wenn dagegen ein Franzose mit einer Kroatin im deutschen Reich eine Ehe in 
dieser kirchlichen Form abschlöße, so wäre selbe ungültig und könnte nach dem Art. 7 
aueh von keinem der beiden Heimatsstaaten als gültig anerkannt werden, weil die beobach- 
tete Form nicht dem heimatlichen Gesetze eines jeden der beiden Ehegatten entspricht. 

5 ) Wäre die Konvention nicht vorhanden, so entstände die Frage, ob in diesem 
Falle nicht der Schlußsatz des § 37 a. b. G.-B. zur Anwendung zu kommen habe. 
Meines Erachtens wäre dieselbe zu bejahen. Denn wenn auch die Parteien für die 
Eheschließung kein beliebiges Recht zu Grunde legen können, so liegt es doch nahe, 
dann wenn sie im Auslande die Ehe in der heimischen Form schließen, anzunehmen, 
daß sie das heiniische Recht zu Grunde legen wollten. A. A. Rittner a. a. O.: ■>■' 



24 

§ 0. Die 8. g. Konsularehe. 

Durch die Bestimmung des Art. 5 sind Personen, welche eine Ehe 
im Auslande schließen wollen, an die Form der Eheschließung gebunden, 
welche an dem Orte der Eheschließung die gesetzliche ist. Folgeweise 
können sie die Ehe nur vor einem solchen Organ des ausländischen 
Staates eingehen, welches nach dem in diesem Staate geltenden Eherecht 
im konkreten Falle das kompetente Trauungsorgan ist. Besondere, nur 
für Ausländerehen kompetente Trauungsorgane gibt es daher nach dem 
I. Eheübereinkommen nicht. 

Eine Ausnahme hievon ermöglicht jedoch der Art. 6 dieses Ehe- 
jtf>ereinkommens durch die Zulassung des Eheschlusses vor diplomatischen 
oder Konsular-Funktionären für Ausländer. Wir wollen diesen Aus- 
nahmefall künftighin kurz als sogen. Konsularehe bezeichnen. Die Zu- 
lässigkeit dieser Eheschließungsform setzt folgendes voraus: 

1. Daß der Staat, den der genannte Funktionär vertritt, denselben 
ermächtigt, bei Eheschließungen als Trauungsorgan zu funktionieren. 
Hiebei hat er dann die Formen zu beobachten, welche durch das Gesetz 
dieses Staates vorgeschrieben sind. Daß der Funktionär Angehöriger 
des Staates ist, den er vertritt, ist von der Konvention nicht vor- 
geschrieben, was bezüglich der Konsuln von Bedeutung ist. 

2. Daß der Staat, bei dem der Funktionär akkrediert ist, auf dessen 
Gebiet daher die Eheschließung erfolgen soll, gegen diese Art der Ehe- 
schließung keinen Widerspruch erhebt, mit anderen Worten gestattet, daß 
auf seinem Gebiet vor dem genannten Funktionär Ehen zwischen Auslän- 
dern geschlossen werden dürfen. K ein Vertragsstaat braucht somit nach 
Art. 6 zu dulden, daß auf seinem Gebiet solche Ehen in dieser Weise ge- 
schlossen werden. 

Von diesem letzteren Satze bestebt jedoch eine wichtige Aus- 
nahme, welche schon im Art. 6 statuiert ist. Dieser zufolge ist nämlich 
jeder Vertragsstaat verpflichtet, solche Eheschließungen vor dem 
ausländischen Funktionär zu gestatten, welche seinen eigenen Gesetzen 
mit Eücksicht auf eine frühere Ehe oder ein Hindernis religiöser Natur 
zuwider sind. Weil der Abschluß solcher Ehen vor seinen eigenen 
Trauungsorganen von ihm nach Art. 5 untersagt Werden kann, ist er 
verpflichtet, die Eingehung solcher Ehen zwischen Ausländern auf seinem' 
Gebiet durch die Gestattung der Konsulareehe zu ermöglichen. Diese 
Ehen gelten dann als auf dem Gebiete desjenigen Staates geschlossen, 
den der diplomatische Funktionär vertritt. Über diesen Ausnahmefall 
hinaus hat jeder Vertragsstaat freie Hand, darüber hinaus kann er die 
Konsularehe gestatten, braucht sie aber nicht zu gestatten. 

Österreich beabsichtigt die Zulässigkeit der Konsularehe auf den 
vorerwähnten Ausnahmefall nach dem § 2 des Einführungsgesetzes zu 
beschränken. Danach werden in Österreich Konsularehen nur dann 
geschlossen werden dürfen, wenn es sich um Ehen zwischen Christen 
und Nichtchristen, ferner um Eheschließungen mit Personen handelt, 
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welche eine höhere Weihe empfangen oder das feierliche Gelübde der 
Ehelosigkeit abgelegt haben, sodann um Eheschließungen, denen das 
Ehehindernis des Katholizismus entgegensteht. Aber auch dann, wenn 
das zutrifft, ist eine solche Konsularehe in Österreich nur zulässig, wenn: 

1. Keine der beiden Parteien österreichischer Staatsbürger ist. Der 
deutsche Priester kann zwar (die Einführung der Konsularehe voraus- 
gesetzt) eine Deutsche, auch \fenn sie katholisch ist, nicht aber eine 
Österreicherin im Wege der Konsularehe heiraten, und zwar selbst dann 
nicht, wenn sie evangelisch, eine Jüdin oder konfessionslos sein sollte. 

2. Wenn wenigstens eine der beiden Parteien Angehörige eines 
Vertragsstaates ist (Art. 8, Abs. 1). Dementsprechend beschränkt auch 
der § 2 des geplanten Einführungsgesetzes die Gestattung der Konsular- 
ehe nur auf diesen Fall. Wird diese Bestimmung zum Gesetz erhoben, 
so kann eine solche Konsularehe zwar zwischen Deutschen, Franzosen, 
Franzosen und Deutschen usw., nicht aber zwischen Engländern, Amerika- 
nern, wohl aber zwischen Deutschen und Amerikanern in Österreich 
geschlossen werden. Bemerkt muß werden, daß nach Artikel 6 und § 2 
keine der beiden eheschließenden Parteien dem Staate angehören muß, 
den der betreffende diplomatische Funtkionär vertritt, notwendig ist 
nur, daß eine Partei einem Vertragsstaate angehört. Folgeweise 
könnten z. B. zwei Schweden eine solche Ehe vor dem deutschen Konsul 
schließen. So nach der Konvention. Allerdings wird das Nähere von 
dem Gesetze des Staates abhängen, den der Funktionär vertritt, da dieses 
bestimmen wird, wie weit seine Funktion reicht. 

Die Form der Konsularehe richtet sich nach dem Gesetze des 
Staates, den der Funktionär vertritt; die Eheschließung ist so anzusehen, 
als wenn sie auf dem Gebiete dieses Staates erfolgt wäre. 

Die so geschlossene Ehe ist in allen Vertragsstaaten gültig, daher 
auch in Österreich, obwohl sie daselbst nach österreichischem Gesetze 
nicht hätte geschlossen werden können. Es verhält sich mit dieser Ehe 
im Wesen so, als wenn die Ehegatten die Ehe im Staate des Funktionärs 
geschlossen hätten und dann nach Österreich übersiedelt wären. Sie 
bleibt selbstredend auch dann gültig, wenn die Ehegatten später die 
österreichische Staatsbürgerschaft erwerben. 

Der im Art. 5, Abs. 2 gemachte Vorbehalt gilt auch für Konsular- 
ehen. Fordert nämlich das Gesetz eines Vertragsstaates eine 
religiöse Trauung, so bleibt es diesem Staate vorbehalten, auch die 
im Auslande geschlossene Konsularehe seiner Angehörigen für ungültig 
zu erklären. Dieser Vorbehalt bezieht sich auf Kußland. Tritt dieses der 
Konvention bei und schließen dann zM r ei Bussen die Ehe vor einem in 
Deutschland akkredierten französischen Konsul, so kann diese Ehe in 
Bußland als ungültig erklärt werden. In den übrigen Vertragsstaaten, 
auch in Österreich, wäre sie dagegen gültig. Wenn somit auch dieser 
Absatz Österreich nicht direkt berührt, so kann er daselbst doch indirekt 
Bedeutung erlangen, wenn die Ehegatten nach Österreich übersiedeln 



und österreichische Gerichte über die Gültigkeit dieser Ehe zu ent- 
scheiden hätten. 1 ) 

Daß Österreicher im Auslande eine Konsularehe eingehen, ist 
ausgeschlossen, weil bis jetzt den österreichisch-ungarischen diploma- 
tischen Funktionären und Konsuln von dem österreichischen 
Gesetz eine solche Ermächtigung nicht erteilt worden ist. 2 ) Auch der 
§ 2 des Einführungsgesetzes tut dies nicht. 

§ 10. Die Art. 8 und 9 des I. Eheübereinkommens. 

Diese beziehen sich sowohl auf das Recht zur Eheschließung, als 
auch auf die Form der Eheschließung. Sie bestimmen folgendes: 

1. Die vorgehenden Art. 1 — 7 finden nur auf solche Ehen Anwen- 
dung, die in einem der Vertragstaaten eingegangen 
werden; nur betreffs dieser Ehen sind die Vertragsstaaten verpflichtet, 
die Bestimmungen der Konvention einzuhalten. Dieselben gelten daher 
z. B. nicht für Ehen, die in Serbien geschlossen werden. Kommt eine 
solche Ehe bei österreichischen Gerichten zur Verhandlung, so werden 
diese die Bestimmungen des österreichischen Hechtes zur Anwendung 
bringen; zwar werden sie auch in diesem Falle das Recht der Ehegatten 
zur Eheschließung nach deren Heimatsrecht beurteilen, aber nicht kraft 
der Konvention, sondern kraft des österreichischen Rechtes (§§ 4, 34, 37 
a. b. G.-B.). Ebenso verhält sich's bezüglich der Form der Eheschließung; 
auch, betreffs dieser wird das österreichische Gericht die serbische Ehe- 
schließungsform als maßgebend betrachten aber auch wieder nur kraft 
der Bestimmungen des österreichischen Rechtes, nicht kraft der Konven- 
tion. Das Gleiche gilt für die in Bosnien und der Herzegowina ge- 
schlossenen Ehen. 

2. Die Artikel 1 bis 7 gelten nur für Ehen, die in den euro- 
päischen Gebieten der V e rtrags Staaten eingegangen 
worden sind. Handelt es sich z. B. um eine Ehe, die in Niederländisch- 
indien geschlossen worden ist, so wird diese der österreichische Richter 
bezüglich des Rechtes zur Eheschließung und der Form der Eheschlie- 
ßungen nach den Normen beurteilen, welche das österreichische Recht 
für die im Ausland geschlossenen Ehen aufstellt. Auch in diesem Falle 
wird er für das Recht zur Eheschließung die Bestimmungen des Heimats- 
gesetzes der Ehegatten, bezüglich der Form den Grundsatz: locus regit 
actum, zur Anwendung bringen, aber auch wieder nicht auf Grund der 
Konvention, sondern auf Grund des österreichischen Rechtes. 

3. Die Artikel 1 bis 7 gelten nur dann, wenn wenigstens, ein 
Teil der Eh e schließen den Angehöriger eines Ver- 
tragsstaates ist. Also z. B. auch bei der Ehe, welche ein Deut- 

') Actes pag. 175. 176. 

*) Rittner a. a. O. S. 49. Umsoweniger können Österreicher im Auslande-eine 
Konvularehe vor dem diplomatischen Funktionär eines fremden Staates eingehen. Über 
da* ungarische Gesetz s. unten § 17. 
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scher, Österreicher usw. in einem VertragSBtaate mit einer Engländerin, 
Amerikanerin usw. eingeht. Die Form des Eheschlusses ist in diesem 
Falle diejenige, welche das Becht deB Vertragsstaates, in dem die Ehe 
geschlossen wird, vorschreibt. Das Becht zur Eheschließung wird betreffs 
des Deutschen, Österreichers usw. kraft der Konvention nach: 
dem betreffenden Heimatsgesetz beurteilt. Für die Beurteilung der Ehe- 
fähigkeit der Engländerin oder .Amerikaner in kommt der 
zweite Absatz des Artikel 8 in Betracht, von dem in dem nächsten Punkt 
die Bede sein wird. 

4. Dieser Absatz bestinunt, daß kein Vertragpstaat verpflichtet ist, 
auf eine in einem Vertr^gsstaate geschlossene Ausländerehe ein Gesetz 
sair Anwendung zu bringen, das nie h t in einem der Vertragsstaaten in 
Kraft steht. Daher ist in dem im vorigen Punkte erwähnten Fall kein 
Vertragstaat konventions mäßig verpflichtet, das Becht der Eng- 
läriderin oder Amerikanerin zur Eheschließung nach ihrem Heimatsgesetz 
zu beurteilen. Für die Frage, welches Gesetz hiefür maßgebend ist,' 
ist lediglich das Becht des Vertragsstaates, dessen Gerichte über die Gül- 
tigkeit dieser Ehe entscheiden, ausschlaggebend. Schreibt dieses die 
Anwendung des Heimatsgesetzes vor, dann wird das Gericht dieses zur 
Anwendung bringen, aber auch wieder nicht kraft der Konvention, 
sondern kraft der Bestimmungen des eigenen Staates. 

§ 11. Kompetenz der Gerichte für Klagen auf Ungültigkeit der 

Ausländerehe. 

Die erste Ehekohvention trifft nur Bestimmungen über das Becht 
zur Eheschließung und über die Form des Eheschlusses. 

Diese Bestimmungen in seinem europäischen Gebiete zum Gesetze* 
oder zur sonst rechtsverbindlichen Norm zu erheben, ist jeder Vertrags- 
staat, der die Konvention ratifiziert, verpflichtet. Geschieht dies, so 
ist der Effekt der* daß diese materiell-rechtlichen Bestimmungen von den 
Gerichten der Vertagsstaaten bezüglich der Frage der Gültigkeit oder 
Ungültigkeit einer unter die Konvention fallenden Ehe anzuwenden sind. 

Prozessuale Bestimmungen enthält die erste Ehekon- 
vention, nicht, insbesondere enthält sie keine Vorschrift darüber, 
welche Gerichte der Vertragsstaaten kompetent sind, über die Frage der 
Gültigkeit oder Ungültigkeit solcher Ehen zu entscheiden. 

In. dieser Hinsicht gelten daher die in den einzelnen Vertrags- 
staaten bestehenden Kompetenzvorschriften, in Österreich daher die 
Vorschriften^ der Jurisdiktionsnorm vom 1. August 1895, B.-G.-Bl. 
Nr. 111. 

Folgeweise werden daher z. B. Deutsche, die in Österreich domizi- 
lieren vor dem österreichischen kompetenten Gericht, auf Ungültigkeit 
der Ehe klagen können, das österreichische Gericht kann eine solche 
Klage wegen Inkompetenz nicht zurückweisen, wird aber der Entschei- 
dung die materiell-rechtlichen Bestimmungen der ersten Ehekon- 
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vention, sobald diese in Österreich Gesetzeskraft erlangt haben werden, 
zu Grunde legen müssen. Dieses Urteil des österreichischen Gerichtes 
wird nicht etwa kraft der Konvention in allen Vertragsstaaten Rechts- 
kraft erlangen, es wird res judicata nur in Österreich werden, in einem 
anderen Vertragsstaate nur dann, wenn dies das Eecht dieses Staates 
zuläßt. Eine Wiederholung des Prozesses in einem anderen Vertrags- 
staate ist daher durch die Konvention nicht ausgeschlossen. Doch ist 
aber der Vorteil, den die Konvention „ in dieser Hinsicht bietet, der, 
daß die Ungültigkeit der betreffenden Ehe in allen Vertragsstaaten nach 
den gleichen materiell-rechtlichen Bestimmungen über das Eecht zur 
Eheschließung und über die Form des Eheschlusses zu beurteilen ist, 
was der Wiederholung von Prozessen entgegenwirken wird (§§ 76 bis 
100, J. N.). 

Das II. Übereinkommen zur Regelung der Gesetzes- und 
Gerichtsbarkeitskollisionen in Angelegenheiten der Ehe- 
trennung und Scheidung von Tisch und Bett. 

§ 12. Regelung der Gerichtsbarkeit. 

Das Begehren um Ehetrennung (divorce) oder um Scheidung von 
Tisch und Bett (Separation des corps) kann von Ausländern nach 
Artikel 5 gestellt werden 

entweder bei der Erkenntnisbehörde, welche nach ihrem 
heimatlichen Gesetze zuständig ist, 

oder bei der Erkenntnisbehörde, welche nach ihrem Wohn- 
sitz kompetent ist. 

Dies der Grundsatz; demnach haben also die Ehegatten prinzipiell 
die Wahl zwischen zwei Gerichtsständen. 

Belangend die Erkenntnisbehörde des Wohnsitzes, so wird 
die Eegel die sein, daß beide Ehegatten einen gemeinsamen Wohnsitz 
haben, welcher sich nach dem Wohnsitz des Mannes bestimmt. 

Haben sie keinen gemeinsamen Wohnsitz, so entscheidet der Wohn- 
sitz des Beklagten. Dies wird dann von Bedeutung sein, wenn die Ehe- 
gatten bereits gerichtlich von Tisch und Bett geschieden sind 1 ) und ein 
Teil auf Trennung der Ehe klagt. 

Liegt ein Fall böswilligen Verlassens vor, oder ist der Wechsel des 
Wohnsitzes erst erfolgt, nachdem bereits der Trennungs- oder Schei- 
dungsgrund eingetreten war, so kann das Begehren auch bei der Er- 
kenntnisbehörde des letzten gemeinsamen Wohnsitzes gestellt 
werden. In diesen Fällen kann daher Klage erhoben werden. 

a) bei der Erkenntnisbehörde des wirklichen Wohnsitzes des 
Beklagten, oder 

l ) S. z. B. Minist.-Erl. vom 19. Dezember 1876, Z. 631. 
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b) bei der Erkenntnisbehörde des letzten gemeinsamen Wohnsitzes 
der Ehegatten. 8 ) 

Das freie Wahlrecht, demzufolge die im Auslände domizilierenden 
Ehegatten sich entweder an ihr heimatliches Gericht oder an das aus- 
ländische Gericht des Wohnsitzes wenden können, wird aber durch den 
Absatz 2 des Artikel 5 dann ausgeschlossen, wenn das Heimatsgesetz die 
Gerichtsbarkeit in Angelegenheit der Trennung und Scheidung der Ehe 
seiner Staatsangehörigen ausschließlich für die heimatlichen Gerichte 
in Anspruch nimmt. Dann können sich die Ehegatten auch nach der 
Konvention nur an ihr heimatliches Gericht wenden. 8 ) Die Gerichts- 
barkeit des Gerichtes des Wohnsitzes im Sinne des Art. 5 ist dann inner- 
halb der Vertragsstaaten ganz ausgeschlossen. Das Urteil des auslän- 
dischen Gerichtes des Wohnsitzes hat dann innerhalb der Vertrags- 
staaten keine Bedeutung, res judicata wird dann nur durch das Er- 
kenntnis des heimatlichen Gerichtes u. zw. in allen Vertragsstaaten 
begründet. 

Im Falle dieser Ausschließlichkeit des heimatlichen Gerichtes kann 
die Gerichtsbarkeit des Wohnsitzes nur dann in Betracht kommen, wenn 
die in Frage stehende Ausländerehe vor dem zuständigen Heimats- 
gerichte zu einem Begehren um Trennung oder Scheidung keinen 
Anlaß gibt, d. h. nach den Protokollen der Haager Konferenz, wenn die 
betreffende Ehe nach dem Heimatsgesetz ungültig ist, 4 ) wie dies nach dem 
Artikel 3 und 5, Absatz 2 des I. Eheübereinkommens der Fall ist. 5 ) 

Für das österreichische Eecht wird sich auf Grund der Konvention 
die Kompetenz folgendermaßen gestalten: 

1. Nach dem § 3 des Entwurfes des Einführungsgesetzes soll die 
Gerichtsbarkeit der österreichischen Gerichte für die Ehen von Öster- 
reichern als eine exklusive erklärt werden. Folgeweise werden dann 
österreichische Ehegatten, die im Auslande domizilieren, das Begehren 
um Trennung oder Scheidung ihrer Ehe nur bei dem kompetenten öster- 
reichischen Gericht stellen können. 6 ) Das Urteil dieses Gerichtes wird- 
dann in allen Vertragsstaaten res judicata begründen. 

2. Handelt es sich z. B. um eine Ehe, welche zwischen Juden und 
Christen, die Österreicher sind, nach Artikel 3 des I. Eheüberein- 
kommens, in Belgien geschlossen worden ist, so ist diese in Belgien 



") Dies wird für den Fall des böswilligen Verlassens deshalb von Bedeutung sein, 
wail möglicherweise der Wohnsitz des zu Belangenden nicht ermittelt werden kann. 
— Da die Erkenntnisbehörde regelmäßig (die Ausnahme s. unten S. 31) ein Gericht 
ist, so wird in dem Folgenden regelmäßig der Ausdruck „Gericht" gebraucht werden. 

■) Das Gericht jedes anderen Vertragsstaates hat das Begehren wegen Inkompe- 
tenz zurückzuweisen. 

4 ) Erläuternde Bemerkungen zur Regierungsvorlage (2803 der Beilagen z. stenogr. 
Prot tlea Abgeordh. XVII. Sess. 1907) & 34, zum Art. 5. 

*) S. oben § 6. 

•) Über die Kompetenz s. §§ 76. 100 der Jur. N. 
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gültig, in Österreich ungültig 7 ). Die Trennimg oder Scheidung dieser 
Ehe kann in Österreich nicht begehrt werden, weil hier die Ehe ungültig 
ist 8 ). Das bezügliche Begehren kann nur bei dem Gerichte des Domiziles, 
also bei dem belgischen Gerichte gestellt werden. Das Urteil dieses 
Gerichtes gilt jedenfalls in Belgien, keinesfalls in Österreich; ob in den 
übrigen Vertragsstaaten, hängt von den Bestimmungen ab, die jeder 
derselben trifft. Das Gleiche kann Platz greifen, wenn Rußland der 
Konvention doch beigetreten sein sollte, für Ehen, die russische Unter- 
tanen z. B. im Deutschen Heich als Zivilehen geschlossen haben, ohne 
religiöse Trauung. Nach russischem Gesetz sind diese Ehen ungültig 9 ). 
Trennung oder Scheidung derselben kann daher auch nicht bei dem 
russischen Heimatsgericht, sondern nur bei dem deutschen Gericht des 
Wohnsitzes der Ehegatten beantragt werden. 

Bis jetzt haben wir vorausgesetzt, daß beide Ehegatten die- 
selbe Staatsbürgerschaft haben; ist jeder Teil Angehöriger eines 
anderen Staates so wird 

1. an dem betreffs des Gerichtsstandes des Wohnsitzes Gesagten 
nichts geändert. 

2. Fraglich ist nur, welches Heimatsgericht zuständig ist. Dies 
hängt davon ab, welches Heimatsgesetz maßgebend ist. Darüber be- 
stimmt Artikel 8, daß weder das gegenwärtige Heimatsrecht des Mannes, 
noch das der Frau, sondern ihr letztes * gemeinsames Recht als ihr 
heimatliches anzusehen sei. Wenn also s. B. ein»e Ehe zwischen zwei 
Österreichern geschlossen, diese Ehe dann von Tisch und Bett geschieden 
worden ist, der Mann später nach Ungara, die Frau nach Bayern aus- 
wandert, so ist jetzt (Erwerb der betreffenden Staatsbürgerschaft vor- 
ausgesetzt) für den Mann das ungarische, für die Frau das deutsche 
Gesetz das Heimatsgesetz. Das Begehren um Trennung dieser Ehe wird 
aber weder bei dem ungarischen, noch bei dem deutschen Gericht gestellt 
werden können, sondern nur bei dem österreichischen Gericht, weil dieses 
nach dem letzten gemeinsamen Heimatsgesetz das kompetente 
Gericht ist 10 ). 

Übrigens muß in diesem Zusammenhange noch folgendes bemerkt 
werden: 

1. Auch dann wenn nur das Gericht des Heiraatsstaates. kompetent 
ist, kann jeder Teil von dem Gerichte des Wohnsitzes die einstweiligen 
Verfügungen beanspruchen, welche die Gesetzgebung des betreffenden 
Staates zuläßt (Art. 5). Dieselben dauern: 

7 ) S. oben $ 6. 

8 ) Auch die übrigen Vertragsstaaten brauchen sie nicht als gültig anzuerkennen; 
darüber entscheiden ihre Gesetze. 

9 ) Actes pag. 175. 

10 ) Das Gleiche wird dann gelten, wenn von zwei Ehegatten nur der Mann aus- 
wandert, die Frau Österreicherin bleibt, denn auch in diesem. Fall ist das österreichische 
Recht das letzte gemeinsame Heimatsrecht. Dies kann eintreten -bei geschiedenen Ehe- 
gatten, überdies nach $ 4 des Einführungsgesetzentwurfes. 
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a) nur bis zu der Zeitgrenze, welche das Gesetz dieses Staates 
statuiert; diese Grenze können sie auch dann nicht überschreiten, wenn 
sie vom Heimatsgericht bestätigt worden sind; 

b) werden sie von dem Heimatsgericht nicht bestätigt, so erlöschen 
ßie jedenfalls mit Ablauf eines Jahres; werden sie bestätigt, so richtet 
sich die Dauer nach dem unter lit. a Gesagten, wenn die Gesetzgebung 
des Wohnsitz-Staates eine längere Dauer derselben statuiert. 

2. Das Urteil, welches von dem nach Artikel 5 kompetenten Gericht 
gefällt wird, begründet in allen Vertragsstaaten res judicata. Es ist 
daher eine neuerliche Entscheidung ausgeschlossen. Voraussetzung 
hiefür ist, daß 

a) keine Bestimmung des zweiten Eheübereinkommen« «ußer wdrt 
gelassen worden ist, und 

b) daß im Falle eines VerSäumnisurteiles die Ladung oder die Ver- 
fügung, durch welche das Verfahren eingestellt wurde, dem Beklagten 
in gehöriger, durch sein Heimatsrecht vorgeschriebener Weise 
zugestellt worden ist. 11 ) 

Bisher wurde angenommen, daß die Erkenntnisbehörde ein Gericht 
iat. Davon besteht eine Ausnahme in Schweden, Dänemark und Nor- 
wegen, indem dort das Eecht EhctrenuuDg oder Scheidung aus gewissen 
Gründen auszusprechen, nur dem König zusteht 18 ). Darauf bezieht 
sich Art. 7, Abs. 2. Eine solche vom König ausgesprochene Trennung 
oder Scheidung gilt danach auch in allen Vertragsstakten, vorausgesetzt, 
daß das Heimatsgesetz jedes der beiden Ehegatten diese Art der 
Trennung oder Scheidung kennt. Also z. B. dann, wenn es sich um Ehen 
zwischen Schweden, Schweden und Dänen handelt. 

Wie aber dann, wenn das nicht der Fall ist, z. B. eine Ehe zwischen 
einem Schweden und einer Österreicherin in Trage steht? Nach öster- 
reichischem Recht verliert diese durch die Verehelichung infolge des Er- 
werbes der schwedischen Staatsangehörigkeit die österreichische Staats- 



u ) Die geschilderte Wirksamkeit des von dem kompetenten Gericht eines der 
Vertragsstaaten gefällten Urteils, dasselbe mag dem Antrag auf Trennung usw. -statt- 
gegeben haben oder nicht, gilt auch für den Fall, daß die Ehegatten nachher die 
Staatsbürgerschaft wechseln. Obwohl sie dadurch für die Zukunft ein neues Heimats- 
recht erlangen, bleibt es doch bei dem früheren Urteil. Wenn daher Ehegatten, die 
österreichische Staatsbürger sind, einen Trennungsprozeß geführt haben, der Trennung 
nicht zur Folge hatte, nachher ungarische Staatsbürger werden, als solche vor dem 
ungarischen Gericht einen neuen Trennungsprozeß einleiten, so steht dem die res 
judicata entgegen, wenn sich dieser auf den früheren Trennungflgrund stützt, über den 
bereits das österreichische Gericht erkannt hat Entsteht ein neuer Trennungsgrund, 
so ist selbstverständlich eine neue Klage auf Trennung nicht ausgeschlossen, es mag 
Wechsel der Staatsbürgerschaft vorliegen oder nicht. 

") Actes pag. 213 zu Art. 7. 
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bürge rschaft 13 ), folgeweise liegt dann eine Ehe zwischen zwei schwedischen 
Staatsangehörigen vor. Ist die Ehe zwischen zwei österreichischen 
Staatsbürgern geschlossen, von denen der Mann auswandert und 
schwedischer Untertan wird, während die Frau Österreicherin bleibt, 14 ) 
so findet der Art. 8 Anwendung; kompetent für Trennung oder Scheidung 
der Ehe ist dann nur das österreichische Gericht, da in diesem Falle das 
österreichische Recht als das letzte gemeinsame Heimatsgesetz maß- 
gebend ist. 

§ 13, Zulässigkeit der Trennung oder Scheidung der Ehe zwischen 

Ausländern. 

Das Begehren um Trennung oder Scheidung von Tisch und Bett 
einef Ausländerehe ist nur dann zulässig, kann also von der kompetenten 
Behörde nur dann bewilligt werden, wenn folgende Momente vorliegen 
(Art. 1—4): 

I. Das Begehren um Trennung oder Scheidung muß bei der in 
Frage stehenden Ehe zulässig sein; 

1. nach dem heimatlichen Gesetz der Ehegatten, und 

2. nach dem Gesetze des Ortes, wo das Begehren 
gestellt wird, d. i. nach der lex fori. 

Dies entspricht im Wesen dem Art. 17 des Einführungsgesetzes zum 
bürgerl. G.-B. für das Deutsche Reich. 

Prinzipiell kommen also zwei 1 ) Gesetze in Betracht, das Heimats- 
gesetz und die lex fori, beide müssen bei der betreffenden Ehe die Tren- 
nung oder Scheidung, um die es sich handelt, zulassen. Doch wird es 
auf diese zwei Gesetze praktisch nur dann ankommen, wenn der Heimats- 
staat der Ehegatten die Ehegerichtsbarkeit über seine Staatsängehörigen 
nicht ausschließlich für seine Behörde in Anspruch nimmt,*) und das 
Begehren bei dem ausländischen Gerichte des Wohnsitzes der Ehegatten 
gestellt wird. (Art. 5, Abs. 2). Handelt es sich daher um die Trennung oder 
Scheidung einer Ehe zwischen österreichischen Staatsbürgern, die z. B. 
in Deutschland domizilieren, so wird das Heimatsgesetz der Ehegatten 
zugleich lex fori sein, weil das Begehren nach dem § 3 des Entwurfes des 
Einführungsgesetzes nur bei dem kompetenten österreichischen Gerichte 
statthaft sein wird. 

Sind Heimatsgesetz und lex fori verschieden, was dann der Fall 
sein wird, wenn das Begehren bei dem Gerichte des Wohnsitzes gestellt 
wird, so muß, wenn Trennung der Ehe beansprucht wird, diese bei 



18 ) Patent v. 24. März 1832, F. G. S. Nr. 2557, § 19. 

14 ) Meyerhofer Band 2. S. 941 nimmt an, daß durch Atiswanderung des 
Mannes notwendig auch die Frau die österr. Staatsbürgerschaft verliert Dagegen 
spricht schon § 2 des Auswanderungspatents überdies auch der Ministerial-Erlaß vom 
19. Dezember 1852, Z. 27538. 

*) Drei Gesetze dann, wenn jeder Ehegatte ein anderes Heimatsrecht hat. 
») S. oben § 12. 
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der betreffenden Ehe nach beiden Gesetzen zulässig sein, dasselbe gilt 
von der Scheidung von Tisch und Bett, wenn diese beantragt wird. 
Es kann daher die Trennung nicht erfolgen, wenn zwar das Heimats- 
gesetz Trennung dieser Ehe, die lex fori dagegen nur Scheidung von Tisch 
und Bett zulassen würde oder umgekehrt. 1 ) Wenn daher z. B. katholische 
Ehegatten, welehe Angehörige eines Staates sind, der den Gerichtsstand 
des ausländischen Wohnsitzes nicht ausgeschlossen hat, in Österreich 
domiziliejrten und daselbst Trennung der Ehe begehren, so ist dies unzu- 
lässig, da das österreichische Gesetz (lex fori) die Trennung dieser Ehe 
nicht zuläßt. 

II. Ist die Trennung oder Scheidung der Ehe naoh Nr. I überhaupt 
zulässig, so kann sie doch nur dann erfolgen, wenn nach beiden 
Gesetzen (Heimatsgesetz und Ux fori ein Trennungs- 
oder Scheidungsgrund vorliegt, sollte auch der Trennungs- 
oder Scheidungsgnmd nach jedem dieser Gesetze ein anderer sein. Also 
z. B. nach dem Heimatsgesetz ist Geisteskrankheit ein Trennungsgrund, 
nach der lex fori dagegen nicht, wohl aber gefährliche Nachstellung nach 
dem Leben. Hat der Geisteskranke solche Nachstellungen vorgenom- 
men, so ist nach jedem Gesetz ein Trennungsgrund vorhanden nach dem 
einen Geisteskrankheit, nach dem anderen gefährliche Nachstellung nach 
dem Leben. 

Im Falle der Exklusivität der heimatlichen Gerichtsbarkeit fallen 
auch in dieser Hinsicht Heimatsgesetz und lex fori zusammen. Handelt 
es sich daher um die Trennung oder Scheidung einer Ehe von Öster- 
reichern, die in einem anderen Vertragsstaate domizilieren, so wird 
auch für den Trennungs- oder Scheidungsgrund nur das österreichische 
Recht) als Heimatsgesetz und ab lex fori maßgebend sein. 

Nach diesen unter I und II dargestellten Grundsätzeft hat das 
kompetente Gericht über Trennung oder Scheidung der Ehe zu ent- 
scheiden. Heimatsgesetz ist aber immer nur das Gesetz desjenigen 
Staates, dem • die Ehegatten zur Zeit, in welcher sie das Be- 
gehren stellen, angehören; Domizilwechsel während des Prozesses 
liindert daran nicht. Das Gesetz desjenigen Staates, dem die Ehegatten 
früher angehört haben, kommt nicht in Betracht. Von diesem 
letzteren Satz besteht jedoch nach dem Art. 4 eine wichtige Ausnahme, 

Würde nämlich ausnahmslos" ntir das gegenwärtige Staatsbürger- 
recht in dem erörterten Sinne über die Zulässigkeit der Trennung öder 

') Das gilt auch dann, wenn Scheidung von Tisch und Bett begehrt wird, das 
Hexmategesetz selbe zuiäfit, die lex fori dagegen nur Trennung kennt. In diesem 
Falle ist die Scheidung nach der Konvention unzulässig, selbe muß nach beiden 
Gesetzen zulässig sein. Es geht nicht an a majori ad minus d. b. aus der Zulässig- 
keit der Trennung auf die Zulttssigkeit der Scheidung zu schließen, da die: Scheidung 
nieht ein minus sondern ein aliud ist S. Actes pag. 207. Nebenbei bemerkt ist die 
„Aufhebung der -ehelichen Gemeinschaft" des deutschen bürgl. G.-B. etwas anderes 
als unsere Scheidung von Tisch und Bett §§ 1575, 1576. dtsch. bergl. G.-B. 
Czyhlarz, Die Haager Ehekonventionen. 3 
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Scheidung entscheiden, so würde dieses auch für die Trennungsgriinde 
maßgebend sein, und zwar auch dann, wenn es erst nach Abschluß der 
Ehe durch Wechsel der Staatsangehörigkeit begründet worden ist. 
Dies könnte zu dem Resultate führen, daß eine Tatsache, welche sich 
vor dem Wechsel der Staatsangehörigkeit ereignet hat und die nach dem 
damaligen Heimatsrecht der Ehegatten kein Trennungs- oder 
Scheidungsgrund war, infolge dieses Wechsels auf Grund des neuen 
Heimatsgesetzes den Öharakter eines Trennungs- oder Scheidungs- 
grundes erlangen würde. Dies soll durch Art 4 verhindert werden. 2 ) 
Also z. B. zwei katholische Österreicher A und B schließen eine Ehe, so- 
dann begeht A einen Ehebruch, worauf beide deutsche Staatsbürger 
werden. Obwohl Ehebruch nach dem deutschen Eherecht, das jetzt ihr 
Heimatsrecht ist, einen Trennungsgrund bildet (§ 1565 d. b. G.-B.), 
so kann der erwähnte Ehebruch als Trennungsgrund doch nicht ver- 
wertet werden, weil er nach dem österreichischen Recht bei Katholiken 
kein Trennungsgrund ist, da das österreichische Recht Trennung einer 
solchen Ehe nicht zuläßt. 

Schließlich muß noch auf den Art. 3 hingewiesen werden, welcher 
bestimmt, daß das heimatliche Gesetz dann allein maßgebend sein soll, 
wenn die lex fori dies vorschreibt oder gestattet. Obwohl also in einem 
solchen Falle Heimatsgesetz und lex fori verschieden sind, soll doch nur 
das Heimatsgesetz in Betracht kommen. Die Protokolle 8 ) verweisen auf 
den Fall, daß deutsche oder französische Ehegatten in Italien domizilieren. 
Obwohl das italienische Gesetz Trennung der Ehe nicht zuläßt, spricht 
das italienische Gericht doch Trennung dieser Ehe aus, weil das italie- 
nische Gesetz gestattet, daß das heimatliche Gesetz maßgebend ist. 

Bisher haben wir vorausgesetzt, daß die Ehegatten, deren Ehe 
getrennt oder geschieden werden soll, beide demselben Staate angehören. 
Wie aber dann, wenn das nicht der Fall ist, jeder Ehegatte Angehöriger 
eines anderen Staates ist? Z. B. zwei österreichische Ehegatten sind von 
Tisch und Bett geschieden, nachher wird der Mann ungarischer Staats- 
bürger, die Frau bleibt Österreicherin. In diesem Falle ist das letzte 
gemeinsame Recht das Heimatsgesetz, also das österreichische Recht. 
Diesem zufolge kann das Begehren um Trennung nur bei dem- öster- 
reichischen Gericht gestellt werden, weshalb, das österreichische Recht 
in diesem Falle auch die lex fori wird. Folgeweise wird für die Zu- 
lässigkeit der Trennung usw. nur das österreichische Recht maßgebend 
sein. 4 ) 

— — — — — —m % 

*) Diese Bestimmung stimmt überein mit dem Art. 17 des Einführungsgesetzes 
zum deutschen bürgerlichen G.-B. 

8 ) Actes pag. 209. 

4 ) Die Art. 3 und 7, Abs. 2, welche zunächst für Österreich keine Bedeutung 
haben, können doch auch hier eine Bedeutung erlangen, wie z. B. in folgendem Falle: 
Zwei Ehegatten, Angehörige eines Staates, für Welche Art. 3. Bedeutung hat, haben in 
diesem den Trennungsprozeß durchgeführt, die Trennung wurde nach Art. 8 auf 
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§ 14. Die Art. 9 und 10 der II. Ehekonvention. 



Diese wiederholen diejenigen Bestimmungen, welche in den Art. 
8 und 9 der I. Ehekonvention enthalten sind. 

Danach bezieht sich die II. Ehekonvention nur auf die Ver- 
tragsstaaten und findet nur dann Anwendung, wenn das Begehren um 
Trennung oder Scheidung von Tisch und Bett bei der Erkenntnisbehörde 
eines Vertragsstaates gestellt wird. 

Auch nach dieser Konvention kommt nur das europäische Gebiet 
der Vertragsstaaten in Betracht. Sie findet ferner nur dann Anwendung, 
wenn das Begehren sich auf eine Ehe bezieht, in welcher wenigstens ein 
Teil Angehöriger eines Vertragsstaates ist. Auch unter diesen Voraus- 
setzungen ist kein Vertragsstaat zur Anwendung eines Gesetzes ver- 
pflichtet, das nicht in einem der Vertragsstaaten und zwar in dessen 
europäischem Gebiet Geltung hat. 

Wie früher gezeigt worden ist, beziehen sich die Konventionen auch 
nicht auf Bosnien und die Herzegowina, für die Ehen von Österreichern, 
welche in diesen Ländern domizilieren, sowie für die Ehen der Ahge- 
hörigen dieser Länder, welche in Österreich wohnen, bleibt es somit auch 
bezüglich der Trennung und Scheidung der Ehe, ebenso für das Recht 
zur Eheschließung bei dem bisherigen Recht. 1 ) 

Übrigens wird auf das im § 10 Gesagte verwiesen. 

§ 15. Art. 8 und § 4 des Entwurfs des Einführungsgesetzes. 

Tritt der Wechsel der Staatsbürgerschaft bei beiden Ehegatten 
ein, d. h. verlieren beide die österreichische Staatsbürgerschaft und er- 
werben beide dieselbe fremde Staatsbürgerschaft z. B. die ungarische, 
so ist das Recht des Staates, dem sie jetzt infolge dieses Wechsels ange- 
hören, ihr heimatliches Recht und das kompetente Gericht dieses Staates 
ihr heimatliches Gericht. Von der Gesetzgebung dieses Staates hängt es 
dann ab, zu bestimmen, ob seine Gerichtsbarkeit exklusiv oder eine mit 
dem Gerichte des Wohnsitzes der Ehegatten konkurrierende sein soll. 

Dagegen ist nichts einzuwenden, wenn der Wechsel der Staats- 
bürgerschaft beider Ehegatten einverständlich erfolgt. Bedenk- 
lich ist dies dagegen dann, wenn dieses Einverständnis der Ehegatten 
fehlt, nur der Ehemann auswandert und die Staatsbürgerschaft wechselt, 
und der Wechsel der Staatsbürgerschaft auf Seite der Frau ohne ihre 
Zustimmung, d. h. ipso iure als Rechtsfolge des Wechsels der Staats* 
bürgerschaft des Mannes eintritt. 



Grund ausschließlicher Berücksichtigung des Heimatsrechtes abgewiesen. Dann erlangen 
sie die österr. Staatsbürgerschaft und machen denselben Trennungsgrund vor dem 
österr. Gerichte geltend. Dem steht die exe. rei judieatae entgegen, da das frühere 
Urteil zufolge der Konvention in allen Vertragsstaaten Geltung hat. 

*) V>0. des Justizministeriums v. 15. Dezember 1897, R.-G.-B. 286 (Manz 
Exekutions-O. 3. 266). '■ 

3* 
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Die herrschende Ansicht nimmt an, daß nach österreichischem 
Becht dieser ipso jure-Effekt auf Seite der Frau eintritt, wenn der Mann 
auswandert, ohne Unterschied, ob er eine fremde Staatsbürgerschaft 
erwirbt oder nicht. 1 ) Wandert der Mann aus, so soll danach ipso jure 
auch die Frau als auswandernd gelten, allerdings nur dann, wenn selbe 
nicht gerichtlich von Tisch und Bett geschieden ist. 

Um diese ipso jure-Wirkxmg auszuschließen, die Frau nicht ohne 
ihre Zustimmung um ihr bisheriges Heimatsrecht und Heimatsgericht zu 
bringen, proponiert der Entwurf des Einführungsgesetzes im § 4 eine 
Bestimmung, die dem Gedanken Ausdruck geben soll, daß in einem solchen 
Falle der Wechsel der Staatsbürgerschaft auf Seite der Frau nicht ohne 
ihre Zustimmung erfolgen könne. 

Dieser Gedanke ist zweifellos richtig, es ist auch zu empfehlen, daß 
er gesetzlich ausgesprochen werde, damit die doch immerhin zweifelhafte 
Frage, ob der Wechsel der Staatsbürgerschaft auf Seite der ipso jure 
eintritt oder nicht, gesetzlich entschieden werde. 

Allein die Formulierung der darauf abzielenden Bestimmung im 
§ 4 erregt Bedenken. Der § 4 geht meines Erachtens von der An- 
schauung aus, daß der Erwerb einer fremden Staatsbürgerschaft durch 
den Mann den Verlust der österreichischen Staatsbürgerschaft für 
Mann und Frau zur Folge habe. Dieser Ausgangspunkt ist unrichtig, 
denn der Erwerb einer fremden Staatsbürgerschaft behebt die öster- 
reichische Staatsbügerschaft (abgesehen von dem Fall der Verehelichung 
einer Österreicherin mit einem Ausländer, die liier nicht in Frage steht) 
überhaupt nicht, ist kein Aufhebungsgrund für selbe; obwohl jemand 
eine fremde Staatsbürgerschaft bereits erworben hat, bleibt er doch noch 
so lange im Sinne des österreichischen Rechtes österreichischer Staats- 
bürger, bis eine Tatsache eintritt, welche nach österreichischem Recht 
die Staatsbürgerschaft aufhebt. Eine solche Aufhebungstatsache ist aber 
nicht der Erwerb einer fremden Staatsbürgerschaft, diese ignoriert das 
österreichische Gesetz, sondern die Auswanderung, gleichgültig ob 
der Erwerb einer fremden Staatsbürgerschaft erfolgt oder nicht. 

Bei diesem Rechtszustand geht es nicht an, daß der § 4 seine Bestim- 
mung auf den Erwerb der fremden Staatsbürgerschaft abstellt. Dies ist 
untunlich schon deswegen, weil das österreichische Gesetz doch darüber 
keine Bestimmungen treffen kann, wann und unter welchen Voraus- 
setzungen der Erwerb der fremden Staatsbürgerschaft durch den Mann 
auch für dessen Ehefrau wirkt, d. h. sie zur fremden Staatsbürgerin 
macht; dies zu bestimmen ist nicht Sache des österreichischen Gesetzes, 
sondern des Gesetzes desjenigen fremden Staates um dessen Staats- 



*) Mayerhofe r, 2. Band S. 941. Dies bezieht sich nur auf die nicht von 
Tisch und Bett geschiedene Frau, denn diese kamt zweifellos selbständig auswandern, 
für sie kann von der erwähnten ipso jure Wirkung keine Rede sein. ^finisterial- 
Erlaß vom 18. Oktober 1869, Z. 14862, vom 21. September 1878, Z. 10742. 
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biirgerschaft es sich handelt. Das österreichische Gesetz kann nur dar- 
irber Bestimmungen treffen, ob der Auf hebungsgrund der österreichischen 
Staatsbürgerschaft, der auf Seite des Ehemannes eintritt, ipso iure auch 
für die Frau wirkt, d. h. auch für sie den. Verlust der österreichischen 
Staatsbürgerschaft zur Folge hat. Dieser Aufhebungsgrund ist aber 
nach § 32 a. b. G.-B. nur die Auswanderung, nicht der Erwerb einer 
fremden Staatsbürgerschaft. 

Deshalb kann der § 4 meines Erachtens nicht auf den nach öster- 
reichischem Recht für diese Frage irrelevanten Erwerb der fremden 
Staatsbürgerschaft, sondern nur auf die nach österreichischem Becht 
maßgebende Tatsache der Auswanderung abgestellt werden. Der gewiß 
billigungswerte Gedanke des § 4 findet seinen korrekten Ausdruck nur 
dann, wenn gesagt wird, daß die Auswanderung des Ehemannes noch 
nicht als Auswanderung seiner Ehefrau gelte, diese vielmehr nur dann 
vorliegie, wenn sie mit ihm auswanden* will und dies der politischen Be- 
hörde erklärt. Ich schlage daher folgende Formulierung des § 4 vor: 

„Wandert ein Ehemann, der österreichischer Staatsbürger ist, aus, 
so verliert dessen Ehefrau die österreichische Staatsbürgerschaft, wenn 
sie mit ihm auswandert und dies der zuständigen politischen Behörde 
anzeigt." 

Dadurch wird die Berechtigung der vom Tisch und Bett geschie- 
denen Ehefrau, selbständig auszuwandern, nicht berührt. Die erwähnte 
Anzeigepflicht beschränkt die staatsgrundgesetzlich gewährleistete Aus- 
wanderungsfreiheit nicht, da eine Auswanderungsbewilligung nicht ver- 
langt wird. Wir haben es bei dieser Formulierung des § 4 nur mit einer 
der heimischen Behörde abgegebenen Anzeige zu tun, und nicht mit 
einer Erklärung einer fremden Behörde gegenüber, wie dies nach dem 
§ 4 der Regierungsvorlage der Fall ist. 

Die Folge dieser Bestimmung wird die sein, daß dann, wenn nicht 
auch die Ehefrau ihre österreichische Staatsbürgerschaft aufgibt sondern 
nur* der Ehemann, der Art. 8 seine Anwendung findet, also das öster- 
reichische Recht als letztes gemeinsames Heimatsrecht für die Trennung 
und Scbeiduüg mäßgebend sein wird. 

§ 16. Das Ergebnis der beiden Ehekonventionen. 

Das Ergebnis der vorstehenden Darstellung des Inhaltes beider 
Ehekonventionen ist kurz zusammengefaßt in der Hauptsache folgendes: 

A. Für das Recht zur Eheschließung ist das Heimats- 
recht beider Teile zur Zeit der Eheschließung maßgebend. Heimats- 
recht ist immer nur das Recht desjenigen Staates, dem sie zu dieser Zeit 
angehören auch dann, wenn diese Angehörigkeit durch Wechsel der 
Staatsbürgerschaft begründet worden ist. Folgeweise können Öster- 
reicher Ehen in einem der Vertragsstaaten nur dann eingehen, wenn 
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kein Ehehindernis des österreichischen Hechtes entgegensteht. 
Eine Ausnahme davon begründet nur Art. 3, I. Ehekonvention. 1 ) Ander- 
seits können Ausländer (Angehörige eines Vertragsstaates) in Öster- 
reich eine Ehe dann schließen, wenn selbe nach dem Heimatsrecht 
eines jeden statthaft ist, jedoch mit der Beschränkung, daß jeder Ver- 
tragsstaat gewisse Ehen (Art. 2 der I. Ehekonvention), welche seiner 
Vordre public widersprechen, auf seinem Gebiet untersagen darf. 2 ) 

B. Für die Form der Eheschließung gilt das Eecht des 
Vertragsstaates, in dessen Gebiet die Ehe geschlossen wird. Für Ehen, 
welche in einem Vertragsstaate — in Österreich — aus religiösen Grün- 
den vor den einheimischen Trauungsorganen nicht geschlossen werden 
können, muß die Form der sogenannten Konsularehe konzediert werden. 3 ) 

C. Trennung der Ehe und Scheidung von Tisch und Bett ist in 
jedem Vertragsstaate nur dann zulässig, wenn dieselbe nach dem Hei- 
matsrecht der Ehegatten und der lex fori statthaft ist. Kompetent 
zur Entscheidung über ein Trennungs- oder Scheidungsbegehren ist 
entweder die Erkenntnisbehörde des Heimatsstaates oder des auslän- 
dischen Wohnsitzes der Ehegatten. Doch kann jeder Vertragsstaat die 
Gerichtsbarkeit bezüglich der Ehetrennung oder Scheidung seiner Ange- 
hörigen für sich ausschließlich (auch für die im Auslande domizilierenden 
Staatsangehörigen) in Anspruch nehmen. Österreich tut dies, was zur 
Folge hat, daß Heimatsrecht und lex fori zusammenfallen, daher Tren- 
nung und Scheidung von Ehen österreichischer Staatsangehöriger, die im 
Auslande wohnen, nur nach österreichischem Recht beurteilt werden. 4 ) 
Das Urteil des österreichischen Gerichtes ist dann res judicata in allen 
Vertragsstaaten. Dasselbe gilt von dem Urteil der Erkenntnisbehörde 
eines anderen Vertragsstaates in Österreich, sofern diese entweder nach 
dem Heimatsgesetz oder nach dem Wohnsitz kompetent ist und der 
Heimatsstaat die Gerichtsbarkeit nicht ausschließlich für sich in An- 
spruch nimmt. 

Die Konventionen heben die Selbständigkeit der Ehe- 
gesetzgebung der Vertragsstaaten nicht auf. Jeder Vertragsstaat 
ist zwar während der Dauer der Konventionen insoweit gebunden, daß 
er keine den Konventionen widersprechende Bestimmungen treffen darf. 5 ) 
Kein Vertragsstaat darf daher während dieser Zeit verfügen, daß für 
das Recht zur Eheschließung das Heimatsgesetz der Parteien nicht maß- 
gebend söin soll, daß die Zulässigkeit der Trennung oder Scheidung von 
Tisch und Bett ohne jede Berücksichtigung des Heimatsrechtes nur 



') S. oben § 6. 
») S. oben § 6. 
8 ) S. oben § 9. 

4 ) S. oben § 12.. 

5 ) Trifft er. doch solche Bestimmungen, so sind diese selbstverständlich gültig, 
enthalten aber eine Verletzung der völkerrechtlichen Vertragsverpflichtung. 
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nach der lex fori beurteilt werden soll usw. Innerhalb dieser, durch die 
Konventionen gezogenen Grenzen hat dagegen jeder Vertragsstaat freie 
Hand, auch während der Vertragsdauer darf er seine Ehegesetzgebung 
ändern, z. B. die Ehe für trennbar oder untrennbar erklären, religiöse 
Ehehindernisse einführen oder beseitigen u. dgl. Jede solche Änderung 
wird die Folge haben, welche der dadurch geschaffene Rechtszustand 
konventionsmäßig nach sich zieht. Setzt z. B. Österreich das ehefähige 
Alter herab oder hinauf, so wird dies auch für die Ehen der Öster- 
reicher, welche sie im Auslande schließen, maßgebend sein, beseitigt ein 
Staat alle religiösen Ehehindernisse, so werden für ihn auch die Berech- 
tigungen und Verpflichtungen entfallen, welche durch die Konven- 
tionen wegen dieser Hindernisse statuiert sind. 

§ 17. Das Obereinkommen mit Ungarn. 

Die Haager Ehekonventionen gelten im Verhältnisse Österreichs 
und Ungarns zu den übrigen Vertragsstaaten. Sie gelten dagegen nicht 
zwischen Österreich und Ungarn, da zwischen diesen in Haag eine Kon- 
vention nicht geschlossen, worden ist. Um sie auch noch zwischen Öster- 
reich und Ungarn wirksam zu machen, haben beide Regierungen das 
Übereinkommen vom 30. Dezember 1906 getroffen, welches dahin geht, 
daß die Bestimmungen der Haager Konventionen auch in dem Verhält- 
nis dieser zwei Staaten zu einander Anwendung zu finden haben u. zw. 
von dem Tage an, an welchem die Haager Konventionen für beide 
Staaten den übrigen Vertragsstaaten gegenüber in Kraft treten. Nach 
denn Arf. 11 der L. Ehekonvention und dem Art. 12 der IL Ehekon- 
vention ist dies der Fall am 60. Tage nach der Hinterlegung der Ratifi- 
kationen von Österreich und Ungarn in Haag. So wie der Inhalt, der 
Haager Konvention selbst wird auch der Inhalt dieses Überein- 
kommens für die österreichischen Staatsangehörigen nur dadurch ver- 
bindlich werden, daß die Bestimmungen desselben zum Gesetze erhoben 
werden, wovon noch später die Bede sein wird. 

Wie bereits bemerkt worden ist, erlangt dieses österreichisch- 
ungarische Übereinkommen nur dann Kraft, wenn beide, Österreich und 
Ungarn, die Haager Konventionen ratifizieren. Geschieht dies nicht, 
ratifiziert selbe z. B. nur Ungarn, so bleibt es bei dem bisherigen 
Eechtszustand, das österreichische Recht wird danaeh in Ungarn nur 
insoferne Bedeutung haben, als ihm das ungarische Recht eine solche 
zuschreibt und umgekehrt. 

Zufolge dieses Übereinkommens ergibt sich auf Grund der Haager 
Konventionen für das Verhältnis zwischen Österreich und Ungarn 
folgendes: 

1. Bezüglich des Rechtes zur Eheschließung. Dieses 
wird dann in beiden Staaten nach dem Heimatsrechte der Eheschlie- 
ßenden zu beurteilen sein. Des Näheren folgendes: 
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a) Eheschließung von Österreichern in Ungarn. 
Sind beide Teile Österreicher, so wird das Becht zur Eheschließung jedes 
Teiles nach österreichischem Becht beurteilt (Art. 1 der I. Ehekonven- 
tion). Zwar ist dies auch schon jetzt nach dem § 34 a. b, G.-B, und 
dem § 113 des ungarischen Gesetzartikels XXXI, 1894 der Fall, welcher 
im Absatz 3 vorschreibt, daß der Ausländer, der in Ungarn eine Ehe 
schließt, nachzuweisen hat, daß seine Ehe nach den Gesetzen seines Vater- 
landes keinem Hindernisse unterliegt. Allein nach dem Abs. 4 des § 113 
kann der ungarische Justizminister von diesem Nachweise dispensieren. 
Diese Dispensationsmöglichkeit würde jetzt meines Erachtens nach d£m 
Art. 1 und 4 der Haager I. Ehekonvention ausgeschlossen. 

Sichließt ein Österreicher in Ungarn eine Ehe mit einer Ungarin, 
so wird das Becht zur Eheschließung bei beiden Teilen nach dem betref- 
fenden Heimatsrecht beurteilt. Folgeweise kann meines Erachtens der 
Österreicher, der Jude ist, auch in Ungarn keine Christin, und die öster- 
reichische Jüdin keinen ungarischen Christen heiraten, weil das 
Heimatsrecht des Österreichers solchen Ehen entgegensteht. Darin tritt 
durch die Konvention eine Änderung nicht ein. 

Wohl aber findet dann eine Änderung statt, wenn ein Ungar in 
Ungarn mit einer Österreicherin eine Ehe schließen will. Denn während 
bisher nach dem § 109 des zitierten ungarischen Gesetzes das öster- 
reichische Becht für die Braut nur betreffs des Alters und der Hand- 
lungsfähigkeit maßgebend ist, in allen übrigen Beziehungen aber die 
Gültigkeit einer solchen Ehe nach dem ungarischen Gesetze beurteilt 
wird, richtet sich infolge der Haager Konvention das ganze Becht zur 
Eheschließung auf Seite der Frau nach ihrem Heimatsrecht, das ist nach 
österreichischem Becht. Nach dem bisherigen § 109 konnte daher meines 
Erachtens eine großjährige Österreicherin in Ungarn einen ungarischen 
Juden heiraten, während dies auf Grund der Haager Konventionen aus- 
geschlossen sein wird, da die christliche Österreicherin nach ihrem 
Heimatsrecht einen . Nichtchristen . nicht heiraten kann. 1 ) Jede solche 
Ehe wird nach der Haager Konvention in Ungarn, Österreich und den 
übrigen Vertragsstaaten ungültig sein. 

b) Eheschließung von Ungarn in Österreich, Das 
Becht zur Eheschließung ist für jeden Teil nach dem ungarischen Gesetz 
zu beurteilen (Art. 1, I. Ehekonventiön). Darnach könnte allerdings 
z. B. ein ungarischer Jude eine ungarische Christin daselbst ehelichen. 
Allein dies wird deswegen undurchführbar sein, weil es kein öster- 
reichisches Trauungsorgan gibt, vor welchem eine solche Eheschließung 
erfolgen könnte. Es bleibt nur das Auskunftsmittel der sogenannten 
Konsularehe vor Einern diplomatischen Funktionär eines der anderen 



*) S. oben § 6. 
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Vertragsstaaten übrig, 2 ) da es begreiflicherweise Österreich-ungarische 
diplomatische Funktionäre in Österreich nicht gibt. 8 ) 

Schließt ein Ungar in Österreich eine Khe mit einer Österreicherin,. 
so wird ebenfalls das Recht jedes Teiles zur Eheschließung nach seinem 
Meimatsrecht beurteilt, das des Ungarn somit nach ungarischem Recht. 
Demgemäß wird auch eine solche Ehe in Österreich zwischen einem unga- 
rischen Juden und einer christlichen Österreicherin aus den kurz vorher 
entwickelten Gründen , unzulässig sein. Das vorerwähnte Auskunfts- 
mittel der Konsularehe vor einem ausländischen diplomatisch«! Funk- 
tionär ist hier ganz unanwendbar, weil Österreich diese nach §2 des Ent- 
wurfes ganz ausschließt, wenn auch nur ein Teil österreichischer Staats- 
bürger ist. Das Gleiche gilt dann, wenn ein Österreicher in Österreich 
eine Ungarin heiraten will. 

Bisher haben wir den Wechsel der Staatsbürgerschaft nicht in 
Betracht gezogen. Liegt ein solcher vor, werden zum Beispiel die öster- 
reichischen Brautleute ungarische Staatsbürger, so ist von da an das 
ungarische Recht ihr Heimatsrecht. Hiebei muß aber wieder betont 
werden, daß für Österreich die österreichische Staatsbürgerschaft und 
folgeweise die Anwendung des österreichischen Rechtes erst dann erlischt, 
wenn zu dem Erwerb der ungarischen Staatsbürgerschaft die Tatsache 
der Auswanderung hinzutritt. So lange das nicht der Fall ist, sind die 
Betreifenden nach österreichischem Recht noch immer österreichische 
Staatsbürger. 4 ) 

Endlich muß noch darauf hingewiesen werden, daß der Gesetz- 
artikel XXXI, 1894 für diejenigen ungarischen Staatsbürger nicht gilt, 
welche in Kroatien und Slavonien heimatszuständig sind (§ 147 des zitier- 
ten Gesetzes). Wie schon früher bemerkt worden ist, 5 ) gelten für diese 
andere Bestimmungen; schließen daher diese in Ungarn (außerhalb 
Kroatiens und Slavoniens) Österreich oder einem anderen Vertragsstaate 
eine Ehe, so wird ihr Recht zur Eheschließung nach diesen anderen 
Bestimmungen, nicht nach dem Gesetz-Artikel XXXI, 1894 zu beur- 
teilen sein. 

2. Bezüglich der Form derEheschließung. Zufolge des 
Übereinkommens gilt zwischen Österreich und Ungarn, der Grundsatz: 
locus regit actum, der übrigens schon nach österreichischem und unga- 
rischem Gesietz maßgebend ist. Des Näheren ist in dieser Hinsicht 
folgendes zu bemerken : 

*) Ob dtr andere Vertragsataat eine solche Eheschließung vor seinem diplo- 
matischen Funktionär zuläßt, oder dessen Intervention nur auf die Eheschlüsse seiner 
eigenen Staatsangehörigen beschränkt, hängt von seiner Gesetzgebung ab (Art 6» 
I. Ehekonv.). 

•) S. oben § 9. 

4 ) S. oben § 7. 

') S. oben § 5. 
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a) Schließen zwei österreichische Staatsbürger eine Ehe 
in U n g a r n, so haben sie die an dem Eheschließungsorte gesetzliche Form 
zu beobachten, also die Form der Zivilehe (§ 20 Gesetzes- Artikel XXXI, 
1894), in Kroatien und Slavonien die dort geltende konfessionelle Form. 
Das Gleiche gilt selbstverständlich von nichtösterreichischen Aus- 
ländern, die dort heiraten, betreffs welcher nur zu bemerken ist, daß es 
von Ungarn abhängt, ob es für sie die Konsularehe gestattet. Dies ist 
eine Angelegenheit Ungarns und ist nicht Gegenstand des Überein- 
kommens. Die Notwendigkeit, die sogenannte Konsularehe für nicht 
österreichische Ausländer nach Art. 6 der I. Ehekonvention zu gestatten, 
liegt für Ungarn nur betreffs der Ehe von Geistlichen und Ördens- 
personen vor, da solche Ehen auch in Ungarn nach § 25 Ges.-Art. XXXI, 
1894 ohne Einwilligung der kirchlichen Obern verboten sind. 

^Schließen Ungarn eine Ehe in Österreich, so ist 
für selbe die österreichische Form maßgebend, die nach Lage des Falles 
eine verschiedene sein kann: konfessionelle Form oder Zivilehe. 
Schließen sie die Ehe in einem anderen Vertretungsstaate, so ist die 
dort gesetzliche Form maßgebend, Idoch läßt der § 29 lit. e des unga- 
rischen Gesetz-Artikels XXXI, 1894 im Auslande auch den Abschluß 
der Ehe vor einem österreichisch-ungarischen diplomatischen Funktionär 
innerhalb der Grenzen der ihm von der ungarischen Regierung 
erteilten Ermächtigung zu. Dies ist aber nach dem § 31, Abs. 3 des 
zitierten ungarischen Gesetzes nur dann zulässig, wenn der Bräuti- 
gam ungarischer Staatsbürger ist. Vermöge des zwischen der öster- 
reichischen und ungarischen Regierung getroffenen Übereinkommens 
(Abs. 2) ist diese Konsularehe von österreichischer Seite zugelassen, wenn 
die Braut österreichische Staatsangehörige ist, wobei natürlich voraus- 
gesetzt wird, daß selbe nach österreichischem Recht das Recht zur Ehe- 
schließung hat. Es ist dies der einzige Fall in welchem das öster- 
reichische Recht den Abschluß der Ehe eines seiner Staatsangehörigen 
vor einem solcjhen Funktionär zuläßt. Nach dem § 31, Abs. 3 wird die 
vor einem österreichisch-ungarischen diplomatischen Funktionär im Aus- 
lande geschlossene Ehe so angesehen, als wenn sie in Ungarn geschlossen 
worden wäre. Die Form dieses Eheschlusses ist die der ungarischen 
Zivilehe. ■ • - i '.»' ' .:• 

Schließen Angehörige von Kroatien und Slavonien eine Ehe in 
Österreiqih oder in einem anderen Vertragsstaate, so gilt auch für sie 
das bisher Gesagte; insbesondere können auch sie, da sie ungarische 
Staatsbürger sind, eine sogenannte Konsularehe eingehen. Da aber die 
Konsularehe keine konfessionelle Eheform, sondern die Form der 
ungarischen Zivilehe 6 ) ist, so muß der Eheschluß so angesehen werden, als 
wäre er zwar in Ungarn, jedoch außerhalb Kroatiens und Slavoniens 
erfolgt. 



6 ) § 28 Gesetz-Art. XXXI. 1894. 
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3. Endlich bezüglich der Trennung und Scheidung 
de r Ehe von Tisch und ßett. Nach dem § 114 des ungarischen 
Gesetz-Art. XXXI, 1894 sind für Eheprozesse ungarischer Staatsbürger 
nur die ungarischen Gerichte kompetent. Aus dieser Exklusivität der 
ungarischen Gerichtsbarkeit ergibt sich, daß in diesem Falle, wenn das 
Begehren auf Trennung oder Scheidung geht, das Heimatsrecht mit 
der lex fori identisch ist. Polgeweise wird daher dann, wenn es sich um 
Trennung oder Scheidung der Ehe ungarischer Staatsbürger handelt, 
nur das ungarische Recht maßgebend sein, ebenso wie dann, wenn es sich 
um Trennung oder Scheidung der Ehe österreichischer Staatsbürger 
handelt, nur das österreichische Recht entscheidend sein wird. Das 
Urteil des ungarischen Gerichtes bildet dann in dieser, vor dasselbe 
gehörigen Angelegenheit res judicata in Ungarn, Österreich und den 
übrigen Vertragsetaaten; ebenso das Urteil des österreichischen Gerichtes 
in einer solchen ihm zugehörigen Angelegenheit österreichischer Staats- 
angehöriger. 

Einer besonderen Betrachtung bedarf in diesem Zusammenhange 
der Art. 4 der II. Ehekonvention, da dieser meines Erachtens eine nicht 
unwesentliche Modifikation des ungarischen Eherechtes im Verhältnis 
zu Österreich zur Folge haben wird. 

Nach dem § 116 des Gesetz- Art. XXXI, 1894, der sich auf den 
Einfluß des Wechsels der Staatsbürgerschaft auf die Trennung und 
Scheidung der Ehe bezieht, ist die Sache folgende: 

a) Tatsachen, welche vor dem Wechsel der Staatsbürgerschaft 
eingetreten sind und nach dem früheren Heimatsrechte der Ehegatten 
Trennungs- oder Scheidungsgründe waren, können nach Erlangung der 
ungarischen Staatsbürgerschaft die Auflösung der Ehe nur dann 
begründen, wenn sie auch nach dem ungarischen Gesetze Auflösungs- 
gründe sind. Darin ist ausgesprochen, daß das ungarische Gericht in 
einem solchen Falle nur solche Tatsachen als Auflösungsgründe an- 
sehen darf, welche nach dem ungarischen Gesetze Äuflösungsgründe 
sind. Daß diese Tatsachen nach dem früheren Heimatsrechte Äuf- 
lösungsgründe waren, ist somit irrelevant, relevant ist nur, daß sie jetzt 
nach ungarischem Gesetz Auflösungsgründe sind. Es ist daher in der 
zitierten Gesetzesstelle, wie man auf den ersten Blick meinen könnte, 
nicht gesagt, daß in einem solchen Falle das ungarische Gericht die 
Auflösung der Ehe nur auf Grund von Tatsachen aussprechen könne, 
welche sowohl nach dem ungarischen Recht als nach dem früheren 
Heimatsrechte Auflösungsgründe sind, sondern nur gesagt, daß die 
Auflösung der Ehe seitens des ungarischen Gerichtes bloß aus Auf- 
losungsgründen des ungarischen Rechtes erfolgen könne; für die 
Auflösung der Ehe entscheidet daher nur, wenn der Ausdruck gestattet 
ist, die ungarische Qualität der Auf lösungsgründe und es ist meines 
Erachtena nach dem § 115 nicht erforderlich, daß die betreffenden Tat- 
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sacheu auch Auflösungsgründe des früheren Heimatsrechtes sind. 7 ) 
Daraus ergibt sich, daß nach dem zitierten Gesetze Tatsachen, welche 
nach dem früheren Heimatsrechte der Ehegatten keine Trennungs- 
oder Scheidungsgründe waren, durch den Erwerb der ungarischen Staats- 
bürgerschaft Trennungs- oder Scheidungsgründe werden können. 

Somit stimmt der zitierte Absatz des ungarischen Gesetzes mit 
dem Art. 17, Abs. 2 des Einführungsgesetzes zum deutschen bürgerl. G.-B. 
nicht überein, sondern steht zu demselben im Gegensatz. Denn in. 
diesem Art. 17 ist klar und deutlich statuiert, daß im Falle des Wechsels 
der Staatsbürgerschaft früher eingetretene Tatsachen nur dann 
Trennungs- oder Scheidungsgründe sind, wenn sie es auch nach dem 
früheren Heimatsgesetze waren; der Art. 17 sichert daher in eineiu 
solchen Falle den Einfluß des früheren Heimatsrechtes, denn darnach 
kann eine Tatsache, die nach dem deutschen Rechte Trennungs- oder 
Scheidungsgrund ist, in dem betreffenden Falle nur dann Trennungs- 
oder Soheidungsgrund sein, wenn sie dies auch nach dem früheren 
Heimatsgesetze war. Im Gegensatz dazu wahrt das ungarische Gesetz 
nur die Autorität des ungarischen Gesetzes, legt kein Gewicht darauf, 
ob die betreffende Tatsache auch nach dem früheren Heimatsgesetze 
Trennungs- oder Scheidungsgrund war oder nicht. Deshalb ist es meines 
Erachtens durch die zitierte Bestimmung des ungarischen Gesetzes nicht 
ausgeschlossen, daß Tatsachen, die nach dem früheren Heimatsgesetze 
keine Trennungs- oder Scheidungsgründe bildeten, es durch den Erwerb 
der ungarischen Staatsbürgerschaft nach ungarischem Gesetze werden. 

Wenn daher z. B. zwei katholische Österreicher mit Verlust der 
österreichischen Staatsbürgerschaft die ungarische erwerben, so können 
sie auf Grund eines früheren Ehebruches, der ja für sie nach öster- 
reichischem Recht nur einen Scheidungsgrund bildete, jetzt bei dem 
ungarischen Gericht Trennung, d. i. Auflösung der Ehe erlangen, es 
kann also der Scheidungsgrund zum Trennungsgrund werden. 

Darin wird nach Art. 4 der IT. Ehekonvention meines Erachtens 
eine Änderung eintreten. Dieser Artikel schließt sich dem Art. 17 des 
Einführungsgesetzes zum deutschen bürgerl. G.-B. an, indem er bestimmt, 
daß eine Tatsache, welche sich ereignete, als den Ehegatten oder einem 
von ihnen eine andere Staatsbürgerschaft zukam, nach dem heimatlichen 
Gesetz nicht den Charakter eines Trennungs- oder Scheidungsgrundes 
erlangen kann. Hiebei muß man sich nur gegenwärtig halten, daß 
unter dem hier erwähnten heimatlichen Gesetz nicht das frühere Heimats- 
recht, sondern das jetzige durch den Wechsel der Staatsbürgerschaft 

7 ) Das ungarische Gesetz bestimmt nur: Liegt ein Trennungsgrund nach dem 
früheren Heimatsrecht vor, so kann Trennung durch das ungarische Gericht nur er- 
folgen, wenn dieser Grund auch nach ungarischem Gesetz Trennungsgrund ist; es 
bestimmt dagegen nicht: liegt ein Trennungsgrund des ungarischen Gesetzes vor,, 
so kann Trennung durch das ungarische Gericht nur erfolgen, wenn dieser Grund 
auch Trennungsgrund nach dem früheren Heimatsrecht ist 
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begründete, zu verstehen ist, also das Recht des Staates,, dem die Ehe- 
gatten infolge des Wechsels der Staatsbürgerschaft angehören. 

Infolgedessen wird also der in dem vorerwähnten Fall erwähnte 
Ehebruch kein Trennungsgrund sein, da er es bei einer Ehe, in der wenig- 
stens ein Teil zur Zeit des Eheschlusses katholisch war, nach öster- 
reichischem Eecht, nicht ist; er bleibt daher nach Art. 4 auch nach Er- 
langung der ungarischen Staatsbürgerschaft das was er von Haus aus 
war, bloßer Scheidungsgrund. Die Ehe kann daher dann nach Art. 4 
auch vom ungarischen Gericht nur geschieden werden; diese Scheidung 
kann dann nach Ablauf von zwei Jahren nicht in eine Trennung ver- 
wandelt werden, weil dieser Grund zufolge der Konvention gar nicht den 
Charakter eines Trennungsgrundes erlangt, nicht also Trennungs- und 
Scheidungsgrund ist, wie nach dem ungarischen Gesetz, demzufolge es 
von den Parteien abhängt, ob sie Trennung oder Scheidung wollen — 
sondern von Haus aus nur Scheidungsgrund war und es jetzt infolge der 
Konvention auch bleibt. 

b) Der zweite Absatz des § 115 bestimmt, daß dann, wenn das 
ausländische (also z. B. das österreichische) Gericht die Scheidung von 
Tisch und Bett ausgesprochen hat, nach Erwerb der ungarischen Staats- 
bürgerschaft das ungarische Gericht die Ehe auflösen kann, wenn 
die Scheidung wegen einer solchen Tatsache erfolgt ist, auf Grund 
welcher die Ehe nach ungarischem Gesetz aufgelöst werden kann. Wenn 
also z. B. in einer Ehe zweier Österreicher, von denen wenigstens ein 
Teil katholisch ist, der eine einen Ehebruch begangen hat, die Ehe 
daraufhin in Österreich von Tisch und Bett geschieden worden ist, die 
Ehegatten sodann ungarische Staatebürger werden, so kann nach diesem 
§ jeder Teil Trennung der Ehe bei dem ungarischen Gericht verlangen, 
da nach § 76 des Ges.-Art. XXXI, 1894 Ehebruch ein Auflösungsgrund 
der Ehe ist. 

Auch dies wird infolge der Konvention ausgeschlossen sein, weil 
nach Art. 4 der Scheidungsgrund des österreichischen Rechtes durch den 
Wechsel der Staatsbürgerschaft nicht zum Trennungsgrund wird. 

Selbstverständlich ist es, daß Tatsachen, welche nach dem Erwerb 
der ungarischen Staatsbürgerschaft und dem Verlust der österreichischen 
Staatsbürgerschaft eintreten, lediglich nach dem ungarischen Gesetz 
beurteilt werden. 



Düren- das Übereinkommen vom 30. Dezember 1906 haben sich 
die Eegierungen Österreichs und Ungarns gegenseitig verpflichtet, die 
Bestimmungen der Haager Ehekonventionen auch im Verhältnis zwischen 
Österreich und Ungarn zur Geltung zu bringen. Dieses Übereinkommen 
bindet daher zwar die beiden Regierungen gegenseitig, hat aber keines- 
wegs die Bedeutung, daß die Bestimmungen der Haager Konventionen 
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im Verhältnis Österreichs zu Ungarn auch schon fÜF die Untertanen 
und Gerichte beider Staaten verbindlich werden. Dazu ist ein Gesetz 
ebenso notwendig, wie bezüglich der Bestimmungen der Konventionen 
im Verhältnis Österreichs zu den übrigen Vertragsstaaten. Folgeweise 
genügt hiefür nicht die parlamentarische Genehmigung des in Frage 
stehenden, zwischen den Eegierungen geschlossenen Übereinkommens, 
sondern es muß der Inhalt desselben zum Gesetze erhoben 
werden. 8 ) 



8 ) Dies gilt meines Erachtens jedenfalls von dem ersten Absatz des Überein- 
kommens vom 30. Dezember 1906. Denn der zweite Absatz konstatiert nur die Grenzen 
der Ermächtigung, welche das ungarische Gesetz im § 29 u. 31 Ges.-Art. XXXI. 1894 
den österreichisch-ungarischen diplomatischen Funktionären bezüglich der Ehe- 
schließung erteilt. Schon nach diesen §§ dürfen sie Ehen vor sich nur abschließen 
lassen, wenn entweder beide Parteien oder wenigstens der Bräutigam ungarische 
Staatsbürger sind. Bezüglich der Braut, welche Österreicherin ist, verweist der Abs. 2 
eigentlich nur auf den Art. 1 des I. Eheübereinkommens. Sobald die Österreicherin 
mit dem Ungarn eine solche nach ungarischem Rechte zugelassene Konsularehe ge- 
schlossen hat, wird sie nach § 32 a. b. G.-B. durch die Verehelichung der öster- 
reichischen Staatsbürgerschaft verlustig. Es ist somit in diesem Falle anders, als wie 
im Falle der Auswanderung. Die Verehelichung, welche ihr die ungarische Staatsbürger- 
schaft gibt, entzieht ihr auch die österreichische Staatsbürgerschaft, weil die Verehe- 
lichung ja ohne ihren Willen nicht erfolgen kann. 
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L Übereinkommen 



Regelung der Gesetzeskollisionen in Ehesachen. 

Seine Majestät der Deutsche Kaiser, König yon Preußen, 
im Namen des Deutschen Kelches, Seine Majestät der Kaiser 
yon Österreich, König yon Böhmen etc. ete. und Apostolischer 
König yon Ungarn, Seine Majestät der König der Belgier, Seine 
Majestät der König yon Spanien, der Präsident der Französischen 
Republik, Seine Majestät der König Ton Italien, Seine König- 
liehe Hoheit der Großherzog yon Luxemburg, Herzog zu Nassau, 
Ihre Majestät die Königin der Niederlande, Seine Majestät der 
König yon Portugal und Algarvien ete. etc., Seine Majestät der 
König yon Rumänien, Seine MajestSt der König yon Schweden 
und Norwegen, im Namen Schwedens, und der Schweizerische 
Bundesrat: 

von dem Wunsche geleitet, gemeinsame Bestimmungen 
zur Eegelung der Gesetzeskollisionen hinsichtlich der Erfordernisse für 
die Gültigkeit der Ehe festzusetzen, 

haben beschlossen, zu diesem Zwecke ein tJbereinkommen zu treffen 
und haben zu Ihren Bevollmächtigten ernannt: 



x o w 



Seine Majestät der Deutsche Kaiser, König von Preußen, 
Im Namen des Deutschen Reichs: 

Herrn Grafen von Pourtales, Allerhöchstihren außerordent- 
lichen Gesandten und bevollmächtigten Minister bei Ihrer Majestät der 
Königin der Niederlande, Herrn Dr. Hermann Dungs, Allerhöchst- 
ihren Geheimen Oberregierungsrat und Herrn Dr. Johannes 
Kriege, Allerhöchstihren Geheimen Legationsrat; 

Seine Majestät der Kaiser von Österreich, König von 
Böhmen ete. ete., und Apostolischer König von Ungarn: 

Herrn Okolicsänyi d'O k o 1 i c s n a, Allerhöchstihren außer- 
ordentlichen Gesandten und bevollmächtigten Minister bei Ihrer Majestät 
der Königin der Niederlande ; 

Seine Majestät der König der Belgier: 

Herrn Grafen de Grelle Rogier, Allerhöchstihren außer- 
ordentlichen Gesandten und bevollmächtigten Minister bei Ihrer Majestät 
der Königin der Niederlande und Herrn Alfred van den B u 1 c k e, 
Allerhöchstihren außerordentlichen Gesandten und bevollmächtigten 
Minister, Generaldirektor im Ministerium der auswärtigen Angelegen- 
heiten; 
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Seine Majestät der König yon Spanien : 

Herrn Carlos Crespide Palldanza y Fortun y, Aller- 
höchstihren intermistischen Geschäftsträger im Haag; 

Der Präsident der Französischen Republik: 

Herrn deMonbel, außerordentlichen Gesandten und bevollmäch- 
tigten Minister der französischen Republik bei Ihrer Majestät der 
Königin der Niederlande und Herrn Louis Eenault, Professor des 
internationalen Rechtes an der Universität in Paris, Rechtsbeistand des 
Ministeriums der auswärtigen Angelegenheiten ; 

Seine Majestät der König yon Italien: 

Herrn Salvatore Tugini, Allerhöchstihren außerordent- 
lichen Gesandten und bevollmächtigten Minister bei ihrer Majestät der 
Königin der Niederlande; 

Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Luxemburg, 
Herzog zu Nassau: 

Herrn Grafen de Villers, Allerhöchstihren Geschäftsträger 
in Berlin; 

Ihre MajestSt die Königin der Niederlande: 

Herrn Baron R. Melvil van Lynden, Allerhöchstihren 
Minister der auswärtigen Angelegenheiten, Herrn I. A. L o e f f, Aller- 
höchstihren Justizminister und Herrn T. M. C. A s s e r, Mitglied des 
Staatsrates, Präsidenten der Königlichen Kommission für das inter- 
nationale Privatrecht, Präsidenten der Konferenzen über internationales 
Privatrecht; 

Seine Majestät der König von Portugal und Algarvien etc.: 

Herrn Grafen de S e 1 i r, Allerhöchstihren außerordentlichen Ge- 
sandten und bevollmächtigten Minister bei Ihrer Majestät der Königin 
der Niederlande; 

Seine Majestät der König yon Rumänien: 

Herrn Jean N. Pupiniu, Allerhöchstihren außerordentlichen 
Gesandten und bevollmächtigten Minister bei Ihrer Majestät der Königin 
der Niederlande; 

Seine Majestät der König ron Schweden und Norwegen, 
im Namen Schwedens: 

Herrn Grafen Wrangel, Allerhöchstihren außerordentlichem Ge- 
sandten und bevollmächtigten Minister bei Ihrer Majestät der Königin 
der Niederlande; 

und 

der Schwelzerische Bundesrat: 

Herrn FerdinandKoch, Vizekonsul der Schweizerischen Eid- 
genossenschaft in Eotterdam; 
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die, nach gegenseitiger Mitteilung ihrer in guter und gehöriger 
Form befundenen Vollmachten, über folgende Bestimmungen überein- 
gekommen sind: 

Artikell. 

Das RechtzurEheschließung regelt sich nach dem heimat- 
lichen Gesetze eines jeden der zukünftigen Ehegatten, insoweit nicht eine 
Bestimmung dieses heimatlichen Gesetzes ausdrücklich auf ein anderes 
Gesetz verweist. 

Artikeln. 

Die Ehe zwischen Ausländern kann durch das Gesetz des Ehe- 
schließungsortes untersagt werden, wenn sie im Widerspruche stünde 
mit dessen Bestimmungen, betreffend: 

1. die Grade der Verwandtschaft und Schwägerschaft, die ein durch 
Dispens nicht zu beseitigendes Ehehindernis begründen; 

2. das durch Dispens nicht zu beseitigende Hindernis der Ehe- 
schließung zwischen zwei Personen, die sich eines Ehebruches 
schuldig gemacht haben, auf Grund dessen die Ehe des einen von ihnen 
aufgelöst wurde; 

3. das durch Dispens nicht zu beseitigende Hindernis der Ehe- 
schließung zwischen zwei Personen, die schuldig erkannt wurden, 
gemeinsam dem Gatten des einen von ihnen nach dem Leben ge- 
trachtet zu haben. 

Eine Ehe, die einem der vorgenannten Hindernisse zuwider abge- 
schlossen wurde, ist nicht als nichtig anzusehen, falls sie nach 
dem im Artikel 1 bezeichneten Gesetze gültig ist. 

Vorbehaltlich der Anwendung des Artikels 6, Absatz 1, des gegen- 
wärtigen Übereinkommens ist keiner der Vertragsstaaten gebunden, eine 
Ehe schließen zu lassen, die mit Eücksicht auf eine frühere Ehe oder 
auf ein Hindernis religiöser Natur seinen Gesetzen 
widersprechen würde. Deswegen, weil einem Hindernisse 
dieserArt zuwidergehandelt wurde, kann die Ehe nur in dem Lande, 
wo sie geschlossen wurde, als mit Nichtigkeit behaftet angesehen werden. 

Artikel 3. 

Das Gesetz des Eheschließungsortes kann eine Ausländerehe un- 
geachtet der Hindernisse, die ihr nach dem im Artikel 1 bezeichneten 
Gesetze entgegenstehen, gestatten, wenn diese Hindernisse 
ausschließlich auf Beweggründen religiöser Natur 
beruhen. 

Die anderen Staaten brauchen die unter solchen Umständen ein- 
gegangene Ehe nicht als gültig anzuerkennen. 

Czyhlarz, Die Haager Ehekonventionen. 4 
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A r t i k e 1 4. 

Um eine Ehe einzugehen, müssen die Ausländer nachweisen, daß 
die Voraussetzungen, welche das im Artikel 1 bezeichnete Gesetz erfordert, 
erfüllt sind. 

Dieser Nachweis kann durch ein Zeugnis der vom Heimatsstaate 
der Eheschließenden bestellten diplomatischen oder Konsularf unktionäre 
oder auf jede andere Art erbracht werden, welche die bestehenden inter- 
nationalen Abmachungen oder die Behörden des Landes, wo die Ehe ge- 
schlossen werden soll, als hinreichend erklären. 

Artikel 5. 

Was die Form der Eheschließung betrifft, ist eine Ehe überall 
als gültig anzusehen, wenn bei ihrer Eingehung das am Ehe- 
schließungsorte geltende Gesetz befolgt wurde. 

Den Ländern, deren Gesetzgebung eine religiöse Trauung fordert, 
bleibt es jedoch vorbehalten, die von ihren Angehörigen unter 
Verletzung dieser Vorschrift im Auslande geschlossenen Ehen nicht als 
gültig anzusehen. 

Die Bestimmungen des heimatlichen Gesetzes der Ehegatten über 
das Aufgebot müssen beobachtet werden ; der Mangel dieses Aufgebotes 
kann aber die Nichtigkeit der Ehe in einem anderen Lande als dem- 
jenigen, dessen Gesetz übertreten wurde, nicht begründen. 

Eine beglaubigte Abschrift des über die Trauung aufgenommenen 
Aktes ist den Behörden des Heimatlandes eines jeden der beiden Ehe- 
gatten zu übersenden. 

A r t i k e 1 6. 

In betreff der Form der Eheschließung wird eine Ehe überall als 
gültig anzusehen sein, die vor einem diplomatischen oder Konsular- 
f unktionär entsprechend der für ihn maßgebenden Gesetzgebung ab- 
geschlossen wird, sofern keiner der beiden Eheschließenden Angehöriger 
des Staates ist, in dem die Ehe eingegangen wird, und sofern dieser Staat 
gegen die Eheschließung vor diplomatischen und Konsularfunktionären 
keinen Widerspruch erhebt. Ein derartiger Widerspruch des Staates, in 
dem die Ehe eingegangen werden soll, ist ausgeschlossen, wenn es sich 
um eine Ehe handelt, die den Gesetzen dieses Staates mit Rücksicht auf 
eine frühere Ehe oder auf ein Hindernis religiöser Natur zuwider wäre. 

Der im zweiten Absätze des Artikels 5 gemachte Vorbehalt findet 
auf die vor diplomatischen oder Konsularfunktionären abgeschlossenen 
Ehen Anwendung. 

Artikel 7. 
Wenn eine Ehe in dem Lande, in dem sie abgeschlossen wurde, ihrer 
Form nach nichtig ist, kann sie nichtsdestoweniger in den anderen Län- 
dern als gültig anerkannt werden, sofern die vom heimatlichen Gesetze 
eines jeden der Ehegatten vorgeschriebene Form beobachtet wurde. 
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A r t i k e 1 8. 



Das gegenwärtige Übereinkommen findet nur auf solche Ehen An- 
wendung, dieaufdemGebietederVertragsstaaten zwischen 
Personen geschlossen werden, von denen mindestens ein Teil Angehöriger 
eines dieser Staaten ist. 

Kein Staat verpflichtet sich durch das gegenwärtige Übereinkommen 
zur Anwendung eines Gesetzes, das nicht in einem der Vertrags- 
Staaten inKraft steht. 

Artikel 9. 

Das gegenwärtige Übereinkommen, das nur auf die e u r o- 
päischen Gebiete derVertragsstaaten Anwendung findet, 
soll ratifiziert und die Ratifikationen sollen im Haag hinterlegt werden, 
sobald die Mehrheit der hohen vertragschließenden 
Teile in der Lage sein wird, dies zu tun. 

Über diese Hinterlegung wird ein Protokoll aufgenommen werden, 
wovon eine gehörig beglaubigte Abschrift auf dem diplomatischen Wege 
jedem der Vertragsstaafen zugehen wird. 

Artikel 10. 

Den Staaten, die nicht unterzeichnet haben, die aber auf der 
dritten Konferenz für internationales Privatrecht vertreten waren, ist es 
freigestellt, einfach und vorbehaltlos dem gegenwärtigen Übereinkommen 
beizutreten. 

Der Staat, der beizutreten wünscht, hat seine Absicht spätestens 
am 31. Dezember 1904 durejh ein Schriftstück anzuzeigen, das in den 
Archiven der niederländischen Regierung hinterlegt werden wird. Die 
letztere wird eine gehörig beglaubigte Abschrift hievon auf dem diploma- 
tischen Wege jedem Vertragsstaate mitteilen. 

Artikeln. 

Das gegenwärtige Übereinkommen tritt in Kraft am sechzigsten 
Tage nach der Hinterlegung der Ratifikationen oder nach dem Tage, da 
ein nachträglicher Beitritt angezeigt wird. 

Artikel 12. 

Das gegenwärtige Übereinkommen bleibt durch fünf Jahre, vom 
Tage der Hinterlegung der Ratifikationen an gerechnet, in Gültigkeit. 

Diese Frist beginnt von dem bezeichneten Tage ab auch für jene 
Staaten zu laufen, die ihre Hinterlegung nachher bewirkt 
haben oder später beigetreten sind. 

Das Übereinkommen wird stillschweigend von fünf zu fünf Jahren 
erneuert, sofern keine Kündigung erfolgt. 

Die Kündigung muß wenigstens sechs Monate vor Ablauf der in 
den vorausgehenden Absätzen bezeichneten Frist der niederländischen 

4.* 
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Regierung angezeigt werden; diese wird hievon alle anderen Vertrags- 
staaten in Kenntnis setzen. » 

Die Kündigung äußert ihre Wirkung nur in bezug auf den Staat, 
der gekündigt hat. Das Übereinkommen bleibt für die übrigen Staaten 
in Wirksamkeit. 

Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtigten dieses Übereinkom- 
men unterzeichnet und mit ihren Siegeln versehen. 

Geschehen im Haag am zwölften Juni neunzehnhundertundzwei in 
einem einzigen Exemplare, das im Archive der Niederlande hinterlegt 
wird und wovon eine beglaubigte Abschrift auf diplomatischem Wege 
einem jeden der Staaten übersendet werden soll, die auf der dritten Kon- 
ferenz für internationales Privatrecht vertreten waren. 



Für Deutschland; 
F. Pourtalfcs. Dungs. Kriege. 

Für Österreich und für Ungarn: 

Der Gesandte Österreich-Ungarns: 

Okollcs&nyl d'Okollcsna. 

Für Belgien: 

Graf de Grelle Bogler. 
Alfred Tan den Bnleke. 

Für Spanien: 

Carlos Crespl de Yalldanza 
y Fortuny. 

Für Frankreich: 
Monbel. L. Renault. 

Für Italien: 
Tuglnl, 



Für Luxemburg: 
Graf de Tillers. 

Für die Niederlande: 
Baron Meivil ran Lynden. 
J. A. Loeff. T. M. C. Asser. 

Für Portugal: 
Graf de S61ir. 

Für Rumänien: 
J. N. Papinln. 

* Für Schweden: 
Graf Wrangel. 

Für die Schweiz: 
F. Koch jr. 
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n. Übereinkommen 



zur 



Regelung der Gesetzes- und Gerichtsbarkeitskollisionen 

in Angelegenheiten der Ehetfennung und der Scheidung 

von Tisch und Bett. 

Seine Majestät der Deutsche Kaiser, König tob Preußen, 
Im Namen des Deutsehen Reichs, Seine Majestät der Kaiser von 
Österreich, König yon Böhmen etc. etc. und Apostolischer König 
yon Ungarn, Seine Majestät der König der Belgier, Seine Majestät 
der König yon Spanien, der Präsident der Französischen Re- 
publik, Seine Majestät der König von Italien, Seine Königliche 
Hoheit der Großherzog yon Luxemburg, Herzog zu Nassau, Ihre 
Majestät die Königin der Niederlande, Seine Majestät der König 
yon Portugal und Algarylen ete. etc., Seine Majestät der König 
yon Rumänien, Seine Majestät der König yon Schweden und 
Norwegen, Im Namen Schwedens, und der Schweizerische 
Bundesrat: 

von dem Wunsche geleitet, gemeinsame Bestimmungen zur Rege- 
lung der Gesetzes- und Gerichtsbarkeitskollisionen in Angelegenheiten 
der Ehetrennung und der Scheidung von Tisch und Bett festzusetzen, 

haben beschlossen, zu diesem Zwecke ein Übereinkommen zu treffen 
und haben zu Ihren Bevollmächtigten ernannt: 

Seine Majestät der Deutsche Kaiser, König yon Preußen 
im Namen des Deutschen Reichs: 

Herrn Grafen von Pourtales, Allerhöchstihreü außerordent- 
lichen Gesandten und bevollmächtigten Minister bei Ihrer Majestät der 
Königin der .Niederlande, Herrn Dr. Hermann Dungs, Allerhöchst- 
ihren Geheimen Oberregierungsrat und Herrn Dr. JohannesKriege, 
Allerhöchstihren Geheimen Legationsrat; 

Seine Majestät der Kaiser yon Österreich, König yon 
Böhmen etc. und Apostolischer König yon Ungarn: 

Herrn Okolicsanyi d'Okolicsna, Allerhöchstihren außer- 
ordentlichen Gesandten und bevollmächtigten Minister bei Ihrer Majestät 
der Königin der Niederlande; 

Seine Majestät der König der Belgier: 

Herrn Grafen de Grelle Bog i er, Allerhöchstihren außer- 
ordentlichen Gesandten und bevollmächtigten Minister bei Ihrer Majestät 
der Königin der Niederlande, und Herrn Alfred vandenBulcke, 
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Allerhöchstihren außerordentlichen Gesandten und bevollmächtigten 
Minister, Generaldirektor im Ministerium der auswärtigen Angelegen- 
heiten; 

Seine Majestät der König ron Spanien: 

Herrn Carlos Crespi de Valldanza y Fortun y, Aller- 
höchstihren interimistischen Geschäftsträger im Haag; 

Der Prlsident der Französischen Republik: 

Herrn de Monbel, außerordentlichen Gesandten und bevoll- 
mächtigten Minister der französischen Bepublik bei Ihrer Majestät der 
Königin der Niederlande, und Herrn Louis Renault, Professor des 
internationalen Rechts an der Universität in Paris, Rechtsbeistand des 
Ministeriums der auswärtigen Angelegenheiten; 

Seine Majestät der König von Italien: 

Herrn SalvatoreTugini, Allerhöchstihren außerordentlichen 
Gesandten und bevollmächtigten Minister bei Ihrer Majestät der Königin 
der Niederlande; 

SMne Königliche Hoheit der Großherzog ron Luxemburg, 
Herzog zu Nassau: 

Herrn Grafen de Villers, Allerhöchstihren Geschäftsträger in 
Berlin; 

Ihre Majestät die Königin der Niederlande: 

Herrn Baron R. Melvil van Lyn den, AUerhöchstihreu 
Minister der auswärtigen Angelegenheiten, Herrn J. A. Loef f, Aller- 
höchstihren Justizminister, und Herrn T. M. C. Asser, Mitglied des 
-Staatsrates, Präsidenten der Königlichen Kommission für das inter- 
nationale Privatrecht, Präsidenten der Konferenzen über internationales 
Privatrecht; 

Seine Majestät der König von Portugal und Algarrien etc.: 

Herrn Grafen de S 6 1 i r, Allerhöchstihren außerordentlichen Ge- 
sandten und bevollmächtigten Minister bei Ihrer Majestät der Königin 
der Niederlande; 

Seine Majestät der König von Rumänien: 

Herrn Jean N. Papiniu, Allerhöchstihren außerordentlichen 
Gesandten und bevollmächtigten Minister bei Ihrer Majestät der Königin 
der Niederlande; 

Seine Majestät der König von Schweden und Norwegen, 
im Namen Schwedens: 

Herrn Grafen W r a n g e 1, Allerhöchstihren außerordentlichen 
Gesandten und bevollmächtigten Minister bei Ihrer Majestät der Königin 
der Niederlande, 

und 
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der Schweizerische Bundesrat: 

Herrn Ferdinand Koch, Vizekonsul der Schweizerischen Eid- 
genossenschaft in Rotterdam, 

die nach gegenseitiger Mitteilung ihrer, in guter und gehöriger 
Form befundenen Vollmachten über folgende Bestimmungen überein- 
gekommen sind : 

Artikel 1. 

Die Ehegatten können nur dann ein Begehren um Ehetrennung 
stellen, wenn sowohl ihr heimatliches Gesetz als auch das Gesetz des 
Ortes, wo das Begehren gestellt wird, die Ehetrennung zulassen. 

Das gleiche gilt in betreff der Scheidung von Tisch und Bett. 

Artikel 2. 

Die Ehetrennung kann nur begehrt werden, wenn sie im ein- 
zelnen Falle sowohl nach dem heimatlichen Gesetze der Ehegatten 
als nach dem Gesetze des Ortes, wo das Begehren gestellt wird, wenn- 
gleich nach jedem dieser Gesetze aus anderen Gründen, zulässig ist. 
Das gleiche gilt in betreff der Scheidung von Tisch und Bett. 
* 

A r t i k e 1 3. 

Ungeachtet der Bestimmungen der Artikel 1 und 2 soll das heimat- 
liche Gesetz dann allein maßgebend sein, wenn das Gesetz des Ortes, 
wo das Begehren gestellt wird, dies vorschreibt oder gestattet. 

Artikel 4. 

Das heimatliche Gesetz kann nicht im Sinne der vorausgehenden 
Artikel angerufen werden, um einer Tatsache, die sich ereignete, als den 
Ehegatten oder einem von ihnen eine andere Staatsangehörigkeit 
zukam, den Charakter eines Ehetrennungsgrundes oder Scheidungs- 
grundes zu verleihen. 

Artikel 5. 

Das Begehren um Ehetrennung oder um Scheidung von Tisch und 
Bett kann gestellt werden: 

1. Vor der nach dem heimatlichen Gesetze der Ehegatten zustän- 
digen Erkenntnisbehörde; 

2. vor der zuständigen Erkenntnisbehörde des Wohnsitzes der Ehe- 
gatten, wenn die Ehegatten nach ihrer heimatlichen Gesetzgebung nicht 
den gleichen Wohnsitz haben, ist die Erkenntnisbehörde des Wohnsitzes 
des Geklagten zuständig. Im Falle boshaften Verlassens und im Falle 
eines Wechsels des Wohnsitzes, der sich vollzogen hat, nachdem der Grund 
zur Trennung oder Scheidung bereits eingetreten war, kanndasBe- 
g ehren auch vor der zuständigen Erkenntnisbehörde des letzten 
gemeinsamen Wohnsitzes gestellt werden. 
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Begehren um Ehetrennung oder am Scheidung von Tisch und Bett 
sind in dem Maße der heimatlichen Gerichtsbarkeit vorbehalten, als diese 
für solche Begehren eineausschließlicheist. Die Gerichtsbar- 
keit des Landes, in dem die Ehegatten ihren Wohnsitz haben, ist dagegen 
begründet betreffs e i n e r Eh e, die zu einem Begehren um Ehetrennung 
oder um Scheidung von Tisch und Bett vor der zuständigen heimat- 
lichen Gerichtsbarkeit nicht Anlaß geben kann. 

Artikel 6. 

Falls die Ehegatten nicht berechtigt sind, ein Begehren um Ehe- 
trennung oder um Scheidung von Tisch und Bett in dem Lande ihres 
Wohnsitzes zu stellen, kann sich dessenungeachtet jeder der Ehegatten 
an die zuständige Gerichtsbarkeit dieses Landes wenden, umdie einst- 
weiligenMaßnahmen zuerwirken, welche die Gesetz- 
gcbungdesLandesbezüglichderAufhebungdes ehe- 
lichen Zusammenlebens vorsieht. Diese Maßnahmen 
bleiben aufrecht, wenn sie innerhalb eines Jahres durch die heimatliche 
Gerichtsbarkeit bestätigt werden; sie bleiben nicht länger in Kraft, als 
es das Gesetz des Wohnsitzes gestattet. 

Artikel?. 

Die Ehetrennung und die Scheidung von Tisch und Bett, die von 
einem im Sinne des Artikels 5 zuständigen Gerichte ausgesprochen wer- 
den, sind überall anzuerkennen unter der Bedingung, daß* die Vor- 
behalte des gegenwärtigen Übereinkommens beobachtet wurden und daß 
im Falle eines Versäumungsurteiles der Beklagte nach Maßgabe der be- 
sonderen Bestimmungen geladen war, die von seinem heimatlichen 
Gesetze für die Anerkennung ausländischer Urteile gefordert werden. 

In derselben Weise sind auch die Ehetrennung und die Scheidung 
von Tisch und Bett, die von einer administrativen Er- 
kenntnisbehörde ausgesprochen werden, überall anzuerkennen, 
sofern das Geseta eines jeden der beiden Ehegatten diese Art der Ehe- 
trennung und der Scheidung anerkennt. 

A r t i k e 1 8. 

Wenn die Ehegatten nicht die gleiche Staatsangehörigkeit be- 
sitzen, so muß in betreff der Anwendung der vorausgehenden Artikel 
ihr letztes gemeinsames Becht als ihr heimatliches Gesetz 
angesehen werden. 

Artikeln 

Das gegenwärtige Übereinkommen findet nur dann Anwendung, 
wenn das Begehren um Ehetrennung oder um Scheidung von Tisch und 
Bett in einem der Vertragsstaaten gestellt wird, und wenn mindestens 
einer der Streitteile ein Angehöriger eines dieser Staaten ist. 
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Kein Staat verpflichtet sich durch das gegenwärtige Übereinkommen 
zur Anwendung eines Gesetzes, das nicht in einem der Vertragsstaaten 
in Kraft steht. 

Artikel 10. 

Das gegenwärtige Übereinkommen, das nur auf die europäischen 
Gebiete der Vertragsstaaten Anwendung findet, soll ratifiziert und die 
Ratifikationen sollen im Haag hinterlegt werden, sobald die Mehrheit der 
hohen vertragschließenden Teile in der Lage sein wird, dies zu tun. 

Über diese Hinterlegung wird ein Protokoll aufgenommen werden, 
wovon eine gehörig beglaubigte Abschrift auf dem diplomatischen 
Wege jedem der Vertragsstaaten zugehen wird. 

Artikel 11. 

Den Staaten, die nicht unterzeichnet haben, die aber auf der dritten 
Konferenz für internationales Privatrecht vertreten waren, ist es frei- 
gestellt, einfach und vorbehaltlos dem gegenwärtigen Übereinkommen 
beizutreten. 

Der Staat, der beizutreten wünscht, hat seine Absicht spätestens 
am 31. Dezember 1904 durch ein Schriftstück anzuzeigen, das in den 
Archiven der niederländischen Regierung hinterlegt werden wird. Die 
letztere wird eine gehörig beglaubigte Abschrift hievon auf dem diplo- 
matischen Wege jedem Vertragsstaate mitteilen. 

Artikel 12. 

Das gegenwärtige Übereinkommen tritt in Kraft am sechzigsten 
Tage nach der Hinterlegung der Ratifikationen oder nach dem Tage, da 
ein nachträglicher Beitritt angezeigt wird. 

Artikel 13. 

Das gegenwärtige Übereinkommen bleibt durch fünf Jahre, vom 
Tage der Hinterlegung der Ratifikationen an gerechnet, in Gültigkeit. 

Diese Frist beginnt von dem bezeichneten Tage ab auch für jene 
Staaten zu laufen, die ihre Hinterlegung nachher bewirkt haben oder 
später beigetreten sind. 

Das Übereinkommen wird stillschweigend von fünf zu fünf Jahren 
erneuert, sofern keine Kündigung erfolgt. 

Die Kündigung muß wenigstens sechs Monate vor Ablauf der in 
den vorausgehenden Absätzen bezeichneten Frist der niederländischen 
Regierung angezeigt werden; diese wird hievon alle anderen Vertrags- 
staaten in Kenntnis setzen. 

Die Kündigung äußert ihre Wirkung nur in bezug auf den Staat, 
der gekündigt hat. Das Übereinkommen bleibt für die übrigen Staaten 
in Wirksamkeit. 
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Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtigten dieses Übereinkom- 
men unterzeichnet und mit ihren Siegeln versehen. 

Geschehen im Haag am zwölften Juni neunzehnhundertundzwei in 
einem einzigen Exemplare, das im Archive der Regierung der Nieder- 
lande hinterlegt wird und wovon eine beglaubigte Abschrift auf diplo- 
matischem Wege einem jeden der Staaten übersendet werden soll, die auf 
der dritten Konferenz für internationales Privatrecht vertreten waren. 



Für Deutschland: 
F. Pourtalta. Dungs. Kriege« 

Für Österreich und für Ungarn: 

Der Gesandte Österreich-Ungarns: 

OkolicsÄnyi d'Okolicsna. 

Für Belgien: 
Graf de Grelle Rogier. 
Alfred van den Bulcke. 

Für Spanien: 

Carlos Crespi de Yalldanza 

y Fortuny. 

Für Frankreich: 
MonbeL L. Renault. 

Für Italien: 
Tugini. 



Für Luxemburg: 
Graf de Yillers. 

Für die Niederlande: 

Baron Melvil Tan Lynden. 
J. A. Loeff. T. M. C. Asser. 

Für Portugal: 
Graf de Sfllr. 

Für Rumänien: 
J. N. Papiniu. 

Für Schweden: 
Graf Wrangel. 

Für die Schweiz: 
F. Koch jr. 
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Übereinkommen 

zwischen der Regierung der im Reichsrate vertretenen Königreiche 
und Länder einerseits und der Regierung der Länder der ungarischen 
heiligen Krone andererseits über die gegenseitige sinngemäße An- 
wendung der im Haag am 12. Juni 1902 unterfertigten drei inter- 
nationalen Übereinkommen. 

Die im Haag am 12. Juni 190.'? unterfertigten drei internationalen 
Übereinkommen: I. zur Eegelung der Gesetzeskollisionen in Ehesachen; 

II. zur Regelung der Gesetzes- und Geriehtsbarkeitskollisionen in Ange- 
legenheiten der Ehetrennung und der Scheidung von Tisch und Bett; 

III. zur Regelung der Vormundschaft über Mind erjährige, haben, 
zwischen den im Reichsrate vertretenen Königreichen und Ländern 
einerseits und zwischen den Ländern der ungarischen heiligen Krone 
andererseits sinngemäße Anwendung zu finden, und zwar jedes der er- 
wähnten Übereinkommen von dem Zeitpunkte an, da 
es f ür d i e beiden vertragschließenden Teile in Kraft tritt und inso- 
lange es für die beiden vertragschließenden Teile in Kraft bleibt* 

In betreff der Anwendung des Artikels 6 des Übereinkommens zur 
Regelung der Gesetzeskollisionen in Ehesachen sind beide Teile einver- 
standen, daß die k, u. k. diplomatischen und Konsularfunktionäre zur 
Vornahme von Eheschließungen nach der ungarischen Gesetzgebung 
nur dann ermächtigt sind, wenn der Bräutigam die ungarische Staats- 
angehörigkeit besitzt und es, falls die Braut dem österreichischen Staats- 
verbande angehört, überdies feststeht, daß der beabsichtigten Eheschließung 
hinsichtlich der materiellen Erfordernisse für die Gültigkeit der Ehe 
nach österreichischen Gesetzen kein Hindernis entgegen- 
steht. 

W i e n, am 30. Dezember 1906. 

Beck m. p. 



Die ungarische Ausfertigung ist datiert: Budapest, 12. Dezember 
1906 und trägt die Unterschrift: 

Wekerle Sandor s. k. 
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Gesetz 

vom wodurch 

anläßlich des Inkrafttretens der am 12. Juni 1902 im Haag 
unterzeichneten internationalen Obereinkommen ergän- 
zende Bestimmungen getroffen werden. 

Mit Zustimmung der beiden Häuser des Reichsrates finde ich an- 
zuordnen, wie folgt: 

A. Ergänzende Bestimmungen zum Obereinkommen zur Regelung 

der Gesetzeskollisionen in Ehesachen. 

§1. 

Eine Ehe zwischen Ausländern, die gemäß Artikel 1 des Überein- 
kommens zur Regelung der Gesetzeskollisionen in Ehesachen zulässig 
wäre, jedoch mit den Bestimmungen der österreichischen Gesetze über 
die im ersten und letzten Absätze des Artikels 2 dieses Übereinkommens 
bezeichneten EBiehindernisse im Widerspruche stünde, darf vor inlän- 
dischen Trauungsorganen nicht geschlossen werden. 

Die Verletzung dieses Verbotes hat, soweit eines der im letzten 
Absätze des Artikels 2 erwähnten Ehehindernisse in Frage kommt, für 
den Bereich des Inlandes die Ungültigkeit der geschlossenen Ehe zur Folge. 

§2. 

Diplomatische und Konsularfunktionäre der ausländischen Ver- 
tragsstaaten können Eheschließungen zwischen Angehörigen dieser 
Staaten im Inlande nur dann gültig vornehmen, wenn durch ein Zeugnis 
der zuständigen politischenBehörde beseheinigt ist, daß die beab- 
sichtigte Eheschließung wegen eines Hindernisses der im letzten Absätze 
des Artikels 2 des obigen Übereinkommens bezeichneten Art vor inlän- 
dischen Trauungsorganen nicht stattfinden kann. 

Zuständig zur Ausstellung des erwähnten Zeugnisses ist die politische 
Behörde erster Instanz des Aufenthaltsortes eines der beiden Ausländer. 

B. Ergänzende Bestimmungen zum Übereinkommen zur Regelung 
der Gesetzes- und Gerichtsbarkeitskollisionen in Angelegenheiten der 

Ehetrennung und der Scheidung von Tisch und Bett. 

.8 8. 

Über ein Begehren österreichischer Staatsangehöriger um Ehe- 
trennung oder um Scheidung von Tisch und Bett zu erkennen, sind aus- 
schließlich die österreichischen Gerichte berufen. 

§*• 
Erlangt ein Ehemann, der bis dahin österreichischer Staats- 
bürger war, die Aufnahme in einen auswärtigen Staatsverband, so bleibt 
diese für die Ehefrau ohne Wirkung, wenn sie dem Ansuchen um Erwerb 
der Staatsbürgerschaft nicht beigetreten ist. 



Verla g von F. Tempsky in Wien und G. Freytag in Leipzig, 



Jankn, Dr. Karl, Das österreichische Straf- 
recht. 4. Aufl., durchgesehen u. mit Berück- 
sichtigung des neuesten Strafgesetzentwurfes 
ergänzt von Dr. E. Freih. v. Kulliua. gr. 8°. 
XVI u. 852 S. — Preis geb. ATlO — = M. 10*—. 

( zyhlarz, Dr. Karl Ritter v., Lehrbuch der 
Institutionen des römischen Rechtes. 5. und 6. 
verbesserte Aufl. gr. 8°. XII u. 442 S. — 
Preis geb. K 12— = M. 12' — . 

Hulf, Dr. Friedr., Der österreichische Straf- 
prozeß unter Berücksichtigung der Recht- 
sprechung des Kassationshofes, gr. 8°. 856 S. 
— Preis geh. Kb'— = M. 5—. — In Halbfrz.- 
Einband K 8'— = M. 8—. 

Krasnopolski, Dr. Iloraz. Das Anfechtungs- 
recht der Gläubiger nach österreichischem 
Recht in seinen Grundzügen und mit Be- 
rücksichtigung des deutschen Reichsgesetzes. 
8°. 172 8. — Preis geh. K 4— = M. 3'60. 

Lcutkold, Dr. €. E., Das österreichische. Berg- 
recht. In seinen Grundzügen dargestellt. 8°. 
288 S. — Preis geh. Ä'4'80 = M. 480. — In 
Halbfrz.-Einband K 6 — = M. fV— . 

Huber, Dr. Alfons, Österreichische Reichsge- 
schichte. Geschichte der Staatsbildung u. des 
ttffentlichenRechtes. 2. erweiterte u. verbesserte 
Aufl. Aus dessen Nachlaß herausgegeben und 
bearbeitet von Dr. Alfons Dopsch. gr. 8°. XII 
u. 872 S. — Preis geh. K 8'— = M. 8'—; geb. 
K 11— = M. 11 — 

Frankl, Dr. Otto, Der Konkurs der offenen Han- 
delsgesellschaft nach österreichischem Rechte. 
8°. IV u. 78 S. - Preis geh. Ä>60 = M. 8'—. 

Spiegel, Dr. Ludwig, Die Verordnungen mit 
provisorischer Gesetzeskraft nach öster- 
reichischem- Staatsrecht, gr. 8°. VI u.214 S. — 
Preis geh. K 8*40 = M. 7'—. 

Wieser, F., Die Währungsfrage und die Zukunft 
der österr.-ung. Valutareform.gr. 8°. 28 S.— 

Preis geh. K — 72 = M. —'60. 
Madeyski, Dr. Stanislaus, Ritter v. Poravy, 
Studien zur Rechtsprechung des Reichsge- 
richtes über die Verletzung politischer Rechte. 

8°. VI u. 6fi S. — Preis geh. K 2 — = M. 2'—. 
IL Heft H°. n u. 122 S. — Preis geh. 
A'3'20 =.M. 8*20. 
Fürst!. Dr. Karl v., Die strafrechtlichen Neben- 
gesetze des österreichischen Rechtes. I. H e ft: 

Das Wucherge^tz. — Das Gesetz gegen Ver- 
eitelung von Zwangsvollstreckungen. — Das 
Markenschutzgesetz. — DasYyehrgesetz.— Das 
Gesetz wegen Nichtbefolgung eines Militärein- 
berufungsbefehles. — gr. 8°. II u. 109 S. Preis 
kart. JC6-20 = M. 3'20. — IL H e f t: Das Gesetz 
über das Vereinsrecht. — Das Gesetz über das 
Versammlungsrecht— DasGesetzzumSchutze 
der persönlichen Freiheit. — Das Gesetz zum 
Schutze des Hausrechtes. — Das Gesetz zum 



Schutze des Brief- und Sehriftengeheininissi ^ 
— Das Gesetz gegen Wahlfälschungen. — Da- 
Gesetz über das Koalitionsrecht. - DasSprei^ 
mittelgesetz. — gr. 8°. II u. 152 S. Preis kart 
K*'— = M.4'— . — III.Hef t: DasGesetz widei 
Arbeitsscheue u. Landstreicher. — Das Gesetz 
betreffend die Abwehr u. Tilgung ansteckender 
Tierkrankheiten. -— Das Gesetz betreffend dir 
Abwehr u. Tilgung der Rinderpest. — gr. 8". 
IL u. 108 S. Preis kart. Ä*3'20 = M. 3*20. 

Sehmid, Dr. F., Das Heeresrecht der österr. 
ungar. Monarchie. 8°. XII u. 720 S. — Prei^ 
geb. K 30— = M. 25— -. 

Schrutka, Dr. Emil, Edler v. RecJttensta mm. 
k. k. o. ö. Prof. d. österr. Zivilprozesses a. <\. 
Universität Wien. Die neueösterr.Zivilprozeß 
gesetzgebung. Textausgabe, unter Einfügung 
der unberührt bleibenden älteren Vorschriften, 
mit Bezeichnung der zusammenhängenden 
Stellen, Verweisungen auf die Entwürfe und 
einem Sachregister. — 2. A u f 1., ergänzt durch 
das Geriehtsorganisationsgesetz, dieGewerbe- 
gerichtsordnung, die Geschäftsordnung für die 
Gerichte u. dieDurchführungsvorschriften von 
Dr. Joseph Eckstein, Advokaten in Prag. S°. 
X u. 144« S. Preis in Orig.-Einband K 15 — = 
M. 15* — . — Hierzu erschien: Ergänzungsband, 
enthaltend den Advokatentarif, die Gebühren- 
verordnungen u. die Erläuterungen des Justiz- 
ministeriums zu den Zivilprozeßgesetzen. 8°. u. 
258 S. Preis in Orig.-Einband KS — = M. 3*—' 
Diese mit dem Ergänzungsband zum Abschluß 
gelangte Gesetzausgabe enthält das ganze 
ZivilprozeßreformwerkiJurisdiktionsnorm. 
Zivilprozeßgesetz, Exekutionsordnung mit den 
Einführungsgesetzen, Geriehtsorganisations- 
gesetz, Gewerbegerichtsordnung, Geschäfts- 
ordnung der Gerichte, Advokatentarif u. Ge- 
bührenverordnungen. Sie enthält ferner Sämt- 
liche Durchführungsvorschriften u. die Erläu- 
terungen des Justizministeriums ; endlieh auch 
die in Geltung gebliebenen älteren, diesem 
Rechtsstoff angehörigen Gesetze u. Verord- 
nungen — also die ganze geltende Zivilprozeß- 
materie im weitesten Sinne. Bei den einzelnen 
Paragraphen sind die zusammenhängenden 
Gesetzesstellen bezeichnet und die korrelaten 
Bestimmungen anderer Gesetze und Verord- 
nungen beigefügt. 

Wien, Dr. Franz, Über Entscheidungsgründe 

gr. 8°. 32 S. — Preis geh. X— -60 =*= M. —-50! 

ScMIIer, Dr. Richard, Schutzzoll und Frei- 
handel. Die Voraussetzungen und Grenzen 
ihrer Berechtigung, gr. 8°. o'04 S. Preis <re n 
K 6— = M. 5'—. 

Hoiniann, Dr. Friedrich. Dfe Geschäfts- 
ordnungen der deutschen Statutargemeinden 
Österreichs, gr. 8°. 168 S. — Preis «eh 
K f> — = M. ö-— . 



Druck von Gebrüder Stiepel in Llcicluniherg. 
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